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An das präsidium des Nationalrates 

parlament 
1017 Wien 

Das Bundesministerium für hrbeit und soziales beehrt sich, 

30 husferÜgungen des Entwurfes eines BundeSgesetzes, mit dem 
.. ~-

daS Gewerbliche sOZialversicherUngSgesetz geändert wird 
(20.Novelle zum GSVG) , samt Erläuterungen und Textgegenüber-

stellungen ZU übermitteln. Es wird ersucht, die obmänner der 

parlamentarischen Klubs ZU beteUen. 1m Sinne der E~schließung deS Nationalrates anläßlich der 

verabschiedung deS GesChäftsordnUngSgesetzes wurden die begut­

achtenden stellen aufgefordert, 25 hUsfertigungen ihrer 
stellUngnahme dem präsidium des Nationalrates ZU übermitteln, 

Die Frist zur hbg
abe 

einer stellungnahme wurde mit 

~.~mb~ 199~ festgesetzt, 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

J(~~ 
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REPUBLIK ~STERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR ARBEIT UND SOZIALES 

Zl. 20.623/2-2/93 

Bundesgesetz, mit dem das 

Ge~erbliche sozialversicherUngSgesetz 

getlndert wird \20. Novelle zum Gewerblichen 

sozialversicherUngSgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Gewerbliche sozialversicherUngSgesetz, 
BGB1. Nr. 560/

1978
, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz, 

BGB1. Nr. 336/1993, wird wie folgt geändert: 
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1. Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

"Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 1 a. Soweit im folgenden personenbezogene Bezeichnungen nur 

in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen 

und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte 

Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu 

verwenden." 

2. Im § 34 Abs. 3 lit. b wird der Ausdruck "§ 31 Abs. 6 lit. a 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes" durch den Ausdruck 

"§ 31 Abs. 8 lit. a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes" 

ersetzt. 

3. § 44 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Mittel des Unterstlitzungsfonds können in besonders 

berücksichtigungswürdigen Fällen, insbesondere in 

Berücksichtigung der Familien-, Einkommens- und 

Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, für Unterstützungen 

nach MaBgabe der hiefür vom Vorstand zu erlassenden Richtlinien 

verwendet werden." 

4. Die Abschnitte I bis 111 des Vierten Teiles lauten: 

"ABSCHNITT I 

Haupt-, Landes- und AuBenstellen 

§ 195. (1) Die Verwaltung des Versicherungsträgers ist durch 

die Hauptsteile an ihrem Sitz und, soweit dies durch die Satzung 

vorgesehen ist, durch AuBenstellen zu führen. 
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(2) Der Versicherungsträger kann, soweit eine im Verhältnis zu 

den Versicherten örtlich nahe Verwaltung zweckmäßig ist, 

Außenstellen einrichten. Den örtlichen Zuständigkeitsbereich 

dieser Außenstellen hat die Satzung festzusetzen. 

(3) Die am 31. Dezember 1993 bestehenden Landesstellen bleiben 

weiter bestehen. Ihre örtliche Zuständigkeit richtet sich nach 

dem Wohnsitz des Versicherten im Inland, in Ermangelung eines 

solchen nach dem (letzten) Betriebssitz im Inland. 

ABSCHNITT 11 

Verwaltungskörper 

Arten der Verwaltungskörper 

§ 196. Die Verwaltungskörper des Versicherungsträgers sind 

1. der Vorstand; 

2. die Generalversammlung; 

3. die Kontrollversammlung. 

Versicherungsvertreter 

§ 197. (1) Die Verwaltungskörper bestehen aus Vertretern der 

Versicherten (Versicherungsvertreter). 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische 

Staatsbürger sein, die nicht vom Wahlrecht in die gesetzgebenden 

Organe ausgeschlossen sind, am Tag der Berufung das 

19. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnort oder Betriebssitz im 

Gebiet der Republik österreich haben. Sie müssen entweder seit 
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mindestens sechs Monaten in österreich eine die 

Pflichtversicherung in der Kranken- bzw. Pensionsversicherung 

nach diesem Bundesgesetz begründende selbständige 

Erwerbstätigkeit ausüben oder Vorstandsmitglieder oder 

Bedienstete einer gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer 

Berufsvereinigung der nach diesem Bundesgesetz 

pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen sein. 

(3) Jeder Versicherungsvertreter muß, sofern es sich nicht um 

ein Vorstandsmitglied oder um einen Bediensteten einer 

gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer Berufsvereinigung 

der nach diesem Bundesgesetz pflichtversicherten selbständig 

Erwerbstätigen handelt, im Zeitpunkt seiner Entsendung dem 

Versicherungsträger als Pflichtversicherter oder als freiwillig 

Versicherter angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf in diesem mehr 

als eine StiIT~e führen. 

(5) Die Tätigkeit als Mitglied eines Verwaltungskörpers 

erfolgt auf Grund einer öffentlichen Verpflichtung und begründet 

kein Dienstverhältnis zum Versicherungsträger. Hiefür gebühren 

Entschädigungen nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben Anspruch auf 

Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten entsprechend der 

Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133. 

2. Der Obmann und die Obmann-Stellvertreter, der Vorsitzende 

und die Vorsitzenden-Stellvertreter der Kontrollversarr@lung und 

die Vorsitzenden der im § 207 Abs. 2 bezeichneten Ausschüsse 

sowie Versicherungsvertreter dieser Ausschüsse, soweit sie länger 

als vier aufeinander folgende Wochen den Vorsitzenden vertreten, 

haben Anspruch auf Funktionsgebühren. Das Nähere hat der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des 

Hauptverbandes durch Verordnung unter Bedachtnahme auf den 

örtlichen Wirkungsbereich, die Zahl der Versicherten des 

Versicherungsträgers und eine Mindestdauer der Funktion zu 

- 4 -

354/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)6 von 75

www.parlament.gv.at



-----.. --------~ 
bestimmen; dabei darf die für einen Monat zustehende 

Funktionsgebühr den Betrag nicht übersteigen, der dem 

Anfangsbezug eines Mitgliedes des Nationalrates entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungskörper, soweit sie nicht 

unter Z 2 fallen, haben Anspruch auf Sitzungsgeld, dessen Höhe 

durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales nach 

Anhörung des Hauptverbandes je nach Sitzungsdauer in zwei Stufen 

festzusetzen ist; überschreitet die Sitzungsdauer vier Stunden, 

so gebührt ein Sitzungsgeld der höheren Stufe. 

§ 76 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und des 

Hauptverbandes der österreichischenSozialversicherungsträger 

sowie Personen, die aufgrund einer von ihnen ausgeübten 

Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen in regelmäßigen 

geschäftlichen Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren 

Vermögen der Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, 

sind von der Entsendung in das Amt eines Versicherungsvertreters 

ausgeschlossen. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) Die Versicherungsvertreter sind von den sachlich 

zuständigen gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach diesem 

Bundesgesetz Versicherten nach ihrer fachlichen Eignung in die 

Verwaltungskörper des Versicherungsträgers zu entsenden. Bestehen 

solche Interessenvertretungen nicht, so sind die 

Versicherungsvertreter vom Bundesminister für Arbeit und Soziales 

zu entsenden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die auf die 

einzelnen entsendeberechtigten Stellen entfallende Zahl von 

Versicherungsvertretern unter Bedachtnahme auf die Zahl der 

Versicherten in den den einzelnen Stellen zugehörigen 

Versichertengruppen festzusetzen. Die Zahl der Versicherten ist 

auf Grund einer im Monat Juli des der Neubestellung der 
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Verwaltungskörper zweitvorangegangenen Kalenderjahres 

durchzuführenden Stichtagserhebung zu ermitteln. Die Berechnung 

der auf die einzelnen Stellen entfallenden Zahl von 

Versicherungsvertretern h~t nach dem System d'Hondt zu erfolgen. 

Die Wahlzahl ist ungerundet zu errechnen. Haben nach dieser 

Berechnung mehrere Stellen den gleichen Anspruch auf einen 

Versicherungsvertreter, so entscheidet das Los. Die Auf teilung 

gilt jeweils für die betreffende Amtsdauer. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die in 

Betracht kommenden entsendeberechtigten Stellen aufzufordern, die 

Vertreter innerhalb einer angemessenen Frist, die mindestens 

einen Monat zu betragen hat, zu entsenden. Werden die Vertreter 

innerhalb dieser Frist nicht entsendet, so hat sie der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales zu bestellen, ohne an 

einen Vorschlag gebunden zu sein. 

(4) Vor Auf teilung der Zahl der Versicherungsvertreter im 

Sinne des Abs. 2 ist den in Betracht kommenden 

entsendeberechtigten Stellen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 

geben. 

(5) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist 

gleichzeitig mit dessen Bestellung und auf dieselbe Art ein 

Stellvertreter zu bestellen. Dieser hat das Mitglied zu 

vertreten, wenn es an der Ausübung seiner Funktion verhindert 

ist. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus, 

so hat die Stelle, die den Ausgeschiedenen bestellt hat, für den 

Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied (einen neuen 

Stellvertreter) zu bestellen. Bis zur Bestellung des neuen 

Mitgliedes gilt Abs. 5 zweiter Satz entsprechend. Ist die 

Bestellung d"es neuen Mitgliedes (Stellvertreters) durch eine 

Enthebung des ausgeschiedenen Mitgliedes (Stellvertreters) von 

seinem Amt (§ 200) erforderlich geworden und tritt nachträglich 
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-.... .. -----------
die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen 

mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der 

Bestellung des neuen Mitgliedes (Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 199. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters 

(Stellvertreters) darf nur aus wichtigen Gründen abgelehnt 

werden. Nach mindestens zweijähriger Amtsführung kann eine 

Wiederbestellung für die nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat von der 

Annahme seiner Bestellung (§ 198) den Versicherungsträger 

nachweislich in Kenntnis zu setzen und ist unbeschadet des § 202 

zweiter Satz ab dem Zeitpunkt des Einlangens dieser Mitteilung 

beim Versicherungsträger zur Ausübung seines Amtes ab dem 

Zeitpunkt, ab dem er bestellt ist, berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern 

(Stellvertretern) 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) ist 

seines Amtes zu entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine Bestellung 

ausschließen würden; 

2. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine 

Pflichten verletzt; 

3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 zweiter Satz, 

wenn ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seit mehr als 

drei Monaten aufgehört hat, der Gruppe der Versicherten 

anzugehören, für die er bestellt wurde; 
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4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur Enthebung 

vorliegt und der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine 

Enthebung unter Berufung darauf beantragt; 

5. wenn einer der im § 197 Abs.6 genannten 

Ausschließungsgründe nach der Entsendung eingetreten ist. 

Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters (Stellvertreters) 

gemäß Z 4 oder 5 ist die zur Entsendung berufene Stelle 

anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes und des Vorsitzenden der 

Kontrollversarnrnlung sowie deren Stellvertreter steht dem 

Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde, die 

der sonstigen Mitglieder der Kontrollversarnrnlung dem Vorsitzenden 

dieses Ausschusses, die der sonstigen Versicherungsvertreter 

(Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter (Stellvertreter) auf 

begründeten Antrag der zur Entsendung berufenen Stelle ihres 

Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters 

(Stellvertreters) gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 und 3 ist diesem 

Gelegenheit zur Äußerung zu geben und gleichzeitig die zur 

Entsendung berufene Stelle zu verständigen. Dem vorn Obmann oder 

vorn Vorsitzenden der Kontrollversarnrnlung Enthobenen steht das 

Recht der Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach 

Zustellung des Beschlusses über die Enthebung beim Bundesminister 

für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde einzubringen. Dieser 

entscheidet endgültig. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde hat dem Antrag einer zur Entsendung berufenen 

gesetzlichen beruflichen Vertretung auf Enthebung der von dieser 
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entsendeten Versicherungsvertreter (Stellvertreter) zu 

entsprechen, wenn der Antrag aus dem Grunde der Neuwahl in die 

betreffende gesetzliche berufliche Vertretung innerhalb von sechs 

Monaten nach der Neuwahl gestellt wird. In diesem Fall entfällt 

die Anhörung der zu enthebenden Versicherungsvertreter 

(Stellvertreter) . 

(6) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers gleichzeitig 

auch Mitglied eines anderen Verwaltungskörpers beim 

Versicherungsträger (§ 203 Abs. 2), so erstreckt sich die 

Enthebung auch auf das Amt im anderen Verwaltungskörper. 

(7) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in Kenntnis 

zu setzen, die die entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung 

eines neuen Versicherungsvertreters (Stellvertreters) 

aufzufordern hat. 

(8) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines 

Versicherungsvertreters (Stellvertreters) von seinem Amt kommt 

keine aufschiebende Wirkung zu. Eine Aufhebung der Entscheidung 

über die Enthebung eines Versicherungsvertreters 

(Stellvertreters) wirkt nicht zurück. 

Pflichten und Haftung der 

Versicherungsvertreter 

§ 201. Die Mitglieder der Verwaltungskörper des 

Versicherungsträgers haben bei der Ausübung ihres Amtes die 

Gesetze der Republik österreich, die Satzung des 

Versicherungsträgers und die darauf beruhenden sonstigen 

Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur Amtsverschwiegenheit 

sowie zur gewissenhaften und unparteiischen Ausübung ihres Amtes 

verpflichtet. Sie haften unbeschadet der Bestimmungen des 

Amtshaftungsgesetzes für jeden Schaden, der dem 

Versicherungsträger aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten 
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erwächst. Der Versicherungsträger kann auf Ansprüche aus der 

Haftung nur mit Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und 

Soziales als Aufsichtsbehörde verzichten. Macht der 

Versicherungsträger trotz mangelnder Genehmigung die Haftung 

nicht geltend, so kann der Bundesminister ftir Arbeit und Soziales 

als Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle und auf Kosten des 

Versicherung,strägers geltend machen. 

Amtsdauer 

§ 202. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt jeweils fünf 

Jahre. Nach Ablauf der Amtsdauer hat der alte Verwaltungskörper 

die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue 

Verwaltungskörper zusammentritt. Die Zeit der Weiterführung der 

Geschäfte durch den alten Verwaltungskörper zählt auf die 

fünf jährige' Amtsdauer des neuen Verwaltungskörpers. 

Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 203. (1) Die Zahl der Versicherungsvertreter beträgt: 

1. in der Generalversammlung ...•.•.....•. 60, 

2. im', Vorstand........................... 14, 

3. in, der Kontrollversammlung .•.....•.••. 9. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes gehören gleichzeitig der 

Generalversamnllung an. Ihre Zahl ist auf die Zahl der 

Versicherungsvertreter in der Generalversammlung in der Gruppe 

anzurechnen, der sie im Vorstand angehören. 
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Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 204. (1) Den Vorsitz im Vorstand und in der 

Generalversammlung hat der vom Vorstand auf dessen Amtsdauer 

gewählte Obmann zu führen. Der Obmann ist aus der Mitte des 

Vorstandes zu wählen. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit 

aller Versicherungsvertreter im Vorstand erforderlich. 

(2) Im Anschluß an die Wahl des Obmannes sind für diesen aus 

der Mitte des Vorstandes zwei Stellvertreter zu wählen. 

(3) Den Vorsitzenden der Kontrollversammlung hat die 

Versammlung aus ihrer Mitte zu wählen. Im Anschluß daran ist ein 

Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. 

(4) Der gewählte Obmann und der Vorsitzende der 

Kontrollversammlung sowie ihre Stellvertreter sind, wenn sie die 

Annahme der Wahl dem zur Wahl berufenen Verwaltungskörper 

ausdrücklich erklärt haben, sofort oder ab einem anläßlich der 

Wahl vom Verwaltungskörper festgelegten Zeitpunkt zur Ausübung 

ihrer Funktion berechtigt. 

(5) Scheidet ein Vorsitzender (Stellvertreter) eines 

Verwaltungskörpers infolge einer Enthebung von seinem Amt als 

Versicherungsvertreter (§ 200) aus und tritt nachträglich die 

Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit 

dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer bereits 

erfolgten Wahl seines Nachfolgers und es ist neuerlich eine 

entsprechende Wahl durchzuführen. 
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Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 205. Der Obmann und der Vorsitzende der Kontrollversammlung 

sowie deren Stellvertreter sind von der Aufsichtsbehörde, die 

übrigen Versicherungsvertreter vom Obmann bzw. vom vorläufigen 

Verwalter anzugeloben und dabei nachweislich auf ihre Pflichten 

gemäß § 201 h~nzuweisen. 

ABSCHNITT 111 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben der Generalversammlung 

§ 206. (1) Die Generalversammlung hat jährlich mindestens 

einmal zusammenzutreten. Sie ist vom Vorstand einzuberufen. Ihr 

ist vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag 

(Haushaltsplan) ; 

2. die Beschlußfassung über den aus dem Rechnungsabschluß und 

den Statistischen Nachweisungen bestehenden Jahresbericht des 

Vorstandes und über dessen Entlastung; 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen an den 

Unterstützungsfonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren Änderung; 

5. die Entscheidung über die Verfolgung von Ansprüchen, die 

dem Versicherungsträger gegen Mitglieder der Verwaltungskörper 

aus deren Amtsführung erwachsen, und die Bestellung der zur 

Verfolgung dieser Ansprüche Beauftragten; 
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6. die Beschlußfassung über die Zahl der Mitglieder des 

Beirates und deren Bestellung. 

(2) Uber die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten Gegenstände kann 

nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 

gültig Beschluß gefaßt werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine 

vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb einer von ihr 

festgesetzten Frist ein gültiger Beschluß der Generalversammlung 

über die Satzung und deren Änderung nicht zustande kommt. Die 

vorläufige Verfügung der Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, 

sobald ein gesetzmäßiger gültiger Beschluß der Generalversammlung 

über die Satzung bzw. deren Änderung gefaßt und der 

Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht worden ist. Bei Ablehnung 

der Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu entscheiden. 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung 

des Versicherungsträgers 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung, soweit 

diese nicht durch das Gesetz der Generalversammlung zugewiesen 

ist, sowie die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des 

Versicherungsträgers. Er kann unbeschadet seiner eigenen 

Verantwortlichkeit Ausschüsse aus Mitgliedern (Stellvertretern) 

der geschäftsführenden Verwaltungskörper einsetzen und diesen 

einzelne seiner Obliegenheiten übertragen. Darüber hinaus kann er 

einzelne seiner Obliegenheiten dem Obmann und die Besorgung 

bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro des 

Versicherungsträgers übertragen. 

(2) Der Vorstand hat für die Besorgung der Aufgaben der 

Landesstellen (§ 195 Abs. 3) unbeschadet seiner eigenen 

Verantwortlichkeit für jede Landesstelle einen Ausschuß aus 

Mitgliedern (Stellvertretern) der geschäftsführenden 

Verwaltungskörper einzusetzen und diesem einzelne seiner 
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Obliegenheiten zu übertragen. Dabei darf die am 31. Dezember 1993 

für Landesstellen bestehende sachliche Zuständigkeit nicht 

erweitert wer~en. Er hat für diesen Ausschuß einen Vorsitzenden 

aus seiner MLtte zu bestimmen. Diesem kann er einzelne seiner 

Obliegenheiten übertragen. 

(3) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung des 

Versicherungsträgers einem Ausschuß oder dem Obmann übertragen 

hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis eine 

Bescheinigung der Aufsichtsbehörde. 

Aufgaben der Kontrollversammlung 

§ 208. (1) Die Kontrollversammlung ist berufen, die gesamte 

Gebarung des Versicherungsträgers ständig zu überwachen, zu 

diesem Zweck insbesondere die Buch- und Kassenführung und den 

Rechnungsabschluß zu überprüfen, über ihre Wahrnehmungen Bericht 

zu erstatten und die entsprechenden Anträge an den Vorstand zu 

stellen. Insbesondere hat sie den Antrag auf Genehmigung des 

Rechnungsabschlusses und Entlastung des Vorstandes in der 

Generalversammlung zu stellen. 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte des 

versicherungsträgers sind verpflichtet, der Kontrollversammlung 

alle Aufklärungen zu geben und alle Belege und Behelfe 

vorzulegen, die sie zur Ausübung ihrer Tätigkeit benötigt. Der 

Kontrollversammlung ist vor der Beschlußfassung über den 

Jahresvoranschlag Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die Kontrollversammlung ist berechtigt, an den Sitzungen 

der Generalversammlung durch drei Vertreter, an den Sitzungen des 

Vorstandes durch einen Vertreter mit beratender Stimme 

teilzunehmen. Sie ist deshalb von jeder Sitzung der 
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Generalversammlung oder des Vorstandes ebenso in Kenntnis zu 

setzen wie deren Mitglieder; in gleicher Weise ist sie auch mit 

den den Mitgliedern der Generalversammlung oder des Vorstandes 

etwa zur Verfügung gestellten Behelfen (Tagesordnung, Ausweisen, 

Berichten und anderen Behelfen) zu beteilen. Das gleiche Recht 

steht der Generalversammlung oder dem Vorstand hinsichtlich der 

Sitzungen der Kontrollversammlung zu. 

(4) Anträge der Kontrollversammlung sind vom Vorstand 

innerhalb einer angemessenen Frist zu behandeln. Auf Begehren des 

Vorstandes hat die Kontrollversammlung ihre Anträge samt deren 

Begründung diesem Vorstand auch schriftlich ausgefertigt zu 

übergeben. Die Kontrollversammlung ist berechtigt, ihre 

Ausführungen binnen drei Tagen nach der durch den Vorstand 

erfolgten Beschlußfassung zu ergänzen. 

(5) In den Fällen des Abs. 4 kann die Kontrollversammlung mit 

Zweidrittelmehrheit die Einberufung einer außerordentlichen 

Generalversammlung verlangen. Der Obmann ist verpflichtet, einen 

solchen Beschluß der Kontrollversammlung ohne Verzug zu 

vollziehen. 

(6) Beschließt die Generalversammlung ungeachtet eines 

Antrages der Kontrollversammlung auf Verfolgung von Ansprüchen 

gegen Mitglieder des Vorstandes von einer Verfolgung abzusehen, 

so hat die Kontrollversammlung hievon die Aufsichtsbehörde in 

Kenntnis zu setzen. Diese kann in einem solchen Falle auf Antrag 

der Kontrollversammlung dessen Vorsitzenden beauftragen, die 

Verfolgung namens des Versicherungsträgers einzuleiten. 

Zustimmung der Kontrollversammlung 

§ 209. (1) In folgenden Angelegenheiten bedürfen Beschlüsse des 

Vorstandes zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der 

Kontrollversammlung: 
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1. die Beschlußfassung über Veränderungen im Bestand von 

Liegenschafteru, insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder 

Veräußerung von Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder 

Erweiterung von Gebäuden; das g:leiche gilt bei der Schaffung von 

Einrichtungen in eigenen odel!' fremden Gebäuden, die Zwecken der 

Verwaltung, der Krankenb:ehandlung" der Zahnbehandlung, der 

Anstal tspfleg,e"r d'e:!l1: J:\lqlendlich.en- und 

Vor sorge (Gesunden,). unte'lrS;tL.<1;l!tillll11llC!ren, der Rehabi I i ta tion, der 

Maßnahmen zur Festi.<g)'Illll'll<gi der Gesundheit, der Krankheitsverhütung 

oder der Gesundheitsvorsorge dieruan.. sollen, sowie für Umbauten 

von Gebäuden, wenn damit eine Än'derung des VerweruJt~~~ 

verbunden ist; Erhal tungs- oder lillt$bndsetztlnS)5alJrlil'e:iLIte::tlt ~r dl:ii~ 

Erneuerung des Inventars fallen mi.C'Jhrtt <lia:J!:lll'JlI.tte:1!", SQ\&.r:m sdi.e nilieiMt 

rni t diesen Vorhaben in e·inem; ursäicln:lich:e1i1 Z:usammerrhallgf ~!l1l:lii' 

2. die Beschlußfassung über eine Beteiligung an fremden 

Einrichtungen gemäß § 15 Abs. 2; 

3. die Bes'chluß fassung über die Bestellung, Kündigung und 

Entlassung des leitenden Angestellten und des leitenden Arztes 

sowie deren ständigen Stellvertreter; 

4. die Erstellung von Dienstpostenplänen; 

5. der Abschluß von Verträgen mit den im Sechsten Teil des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes bezeichneten und 

sonstigen Vertragspartnern, wenn diese Verträge eine wesentliche 

dauernde Belastung des Versicherungsträgers herbeiführen; 

6. die Erlassung von Richtlinien gemäß § 44 Abs. 4 über die 

Verwendung der Mittel des Unterstützungsfonds. 

(2) Stimmt die Kontrollversammlung in den in Abs. 1 

bezeichneten Angelegenheiten dem Beschluß des Vorstandes nicht 

zu, so hat eine außerordentliche Generalversammlung hierüber zu 
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beschließen und diesen Beschluß der Kontrollversammlung zu seiner 

Wirksamkeit zur Zustimmung vorzulegen. Die außerordentliche 

Generalversammlung ist innerhalb einer angemessenen Frist vom 

Obmann einzuberufen. 

(3) Stimmt die Kontrollversammlung auch dem Beschluß der 

außerordentlichen Generalversammlung gemäß Abs. 2 nicht zu, so 

hat sie die Angelegenheit dem Bundesminister für Arbeit und 

Soziales zur Entscheidung vorzulegen. Dieser hat diesen Beschluß 

der außerordentlichen Generalversammlung entweder zu bestätigen 

oder aufzuheben. Ein bestätigter Beschluß der außerordentlichen 

Generalversammlung ist zu vollziehen. 

Sitzungen 

§ 210. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper sind 

nichtöffentlich. Der Obmann kann zu allen Sitzungen der 

geschäftsführenden Verwaltungskörper und ihrer Ausschüsse auch 

die Teilnahme von Bediensteten des Versicherungsträgers mit 

beratender Stimme verfügen. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwaltungskörper ist bei 

Anwesenheit eines Vorsitzenden und von mindestens der Hälfte der 

Versicherungsvertreter beschlußfähig. Der Vorsitzende zählt 

hiebe i auf die erforderliche Mindestzahl von anwesenden 

Versicherungsvertretern. 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat auch der 

Vorsitzende Sti~urecht, bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme 

den Ausschlag, sofern dieses Bundesgesetz nichts anderes 

bestimmt. 

(4) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers gegen eine 

Rechtsvorschrift oder in einer wichtigen Frage gegen den 

Grundsatz der Zweckmäßigkeit der Gebarung, so hat der Vorsitzende 
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ihre Durchführung vorläufig aufzuschieben und unter 

gleichzeitiger Angabe der Gründe für seine Vorgangsweise die 

Entscheidung ~er Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen 

§ 211. (1) An den Sitzungen der Generalversammlung und des 

Vorstandes ist die Betriebsvertretung des Versicherungsträgers 

mit zwei Vertretern mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt. 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, 

in Betracht kommende Organ der Betriebsvertretung hat dem Obmann 

des Versicherungsträgers die für die Teilnahme an den Sitzungen 

der Verwaltungskörper vorgesehenen Vertreter namhaft zu machen. 

Diese Vertreter sind von jeder Sitzung des Verwaltungskörp.ers 

ebenso in Kenntnis zu setzen wie. dl.±e Mi tg1ied:eJr.· d'..:ii.e:s;es: 

Verwal tungskörpers; es sind ihnen auch. die ciillie:s;e>Fl zur Verfügung 

gestell ten Behelfe (Tagesordnung, Auswe'ise" Berichte und andere. 

Behelfe) zu übermitteln." 

5. Nach dem Abschnitt 111 des Vierten Teiles wird folgender 

Abschnitt 111 a eingefügt: 

"ABSCHNITT 111 a 

Beirat 

Aufgaben des Beirates 

§ 212. (1) Der Versicherungsträger hat zur Wahrnehmung 

sozialversicherungsrechtlicher Anliegen der Versicherten und der 

Leistungsbezieher (§ 213) an seinem Sitz einen Beirat zu 

errichten. 

(2) Der Beirat hat jährlich mindestens einmal 

zusammenzutreten. Er ist vom Vorsitzenden des Beirates 

einzuberufen. 
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(3) Der Beirat kann unter Bedachtnahme auf die Aufgaben des 

Versicherungsträgers 

1. in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung seine Anhörung, 

2. von jedem geschäftsführenden Verwaltungskörper des 

Versicherungsträgers Bericht über die Gründe seiner Entscheidung 

in einer inhaltlich genau zu bezeichnenden Angelegenheit 

verlangen. 

Uber diese Gegenstände kann nur mit der absoluten Mehrheit der 

Stimmen aller Mitglieder des Beirates Beschluß gefaßt werden. Der 

Obmann oder ein von ihm bestimmter Versicherungsvertreter und der 

leitende Angestellte oder ein von ihm bestimmter Bediensteter 

haben an den Sitzungen des Beirates mit beratender Stimme 

teilzunehmen. Uber die gemäß Z 2 gefaßten Beschlüsse der 

geschäftsführenden Verwaltungskörper ist innerhalb einer dem 

Gegenstand angemessenen Frist dem Beirat zu berichten. 

(4) Der Beirat kann zur Behandlung bestimmter Gegenstände 

Ausschüsse bilden und diese mit der Vorlage von Berichten oder 

von Beschlußanträgen an den Beirat betrauen. 

(5) Das Nähere über die Sitzungen und die Beschlußfassung hat 

die vom Beirat zu beschließende Geschäftsordnung zu bestimmen. 

Für die Beschlußfassung der Geschäftsordnung und jede ihrer 

Änderungen gilt Abs. 3 zweiter Satz. 

Mitglieder des Beirates 

§ 213. (1) Der Beirat besteht aus Vertretern von 

1. Beziehern einer Pension aus den Versicherungsfällen des 

Alters oder der dauernden Erwerbsunfähigkeit, sofern sie auf 

Dauer aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind, 

2. nach diesem Bundesgesetz Pflichtversicherten, 

3. Beziehern einer Leistung nach dem Bundespflegege1dgesetz 

oder nach einer gleichartigen landesgesetzlichen Vorschrift, 
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sofern sie die Voraussetzungen bezüglich der Altersgrenze für 

eine Leistung aus einem der Versicherungsfälle des Alters nicht 

erfüllen. 

(2) Die Beiratsmitglieder müssen im Zeitpunkt ihrer Bestellung 

das 19. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnsitz oder Betriebssitz 

im Gebiet der Republik österreich haben. Uberdies müssen sie zu 

diesem Zeitpunkt dem Versicherungsträger als Leistungsbezieher 

oder Pflichtversicherter angehören. 

(3) Versicherungsvertreter, Bedienstete eines 

Versicherungsträgers und des Hauptverbandes sind von der 

Bestellung als Beiratsmitglied ausgeschlossen. 

(4) § 197 Abs. 5 Z 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

Reise- und Aufenthaltskosten höchstens viermal im Kalenderjahr, 

beschränkt auf Sitzungen des Beirates gemäß § 212 Abs. 2, 

gebühren. 

Pflichten der Beiratsmitglieder 

§ 214. (1) Den Mitgliedern des Beirates obliegt es, 

1. zum Zwecke der Information und Vertretung im 

sozialversicherungsrechtlichen Bereich Verbindung zu möglichst 

vielen Mitgliedern jenes Personenkreises aufzunehmen, als dessen 

Vertreter sie bestellt worden sind, und 

2. an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen und dabei unter 

Bedachtnahme auf die Aufgaben des Versicherungsträgers die 

sozialversicherungsrechtlichen Interessen des von ihnen zu 

vertretenden Personenkreises durch die Anregung von und die 

Teilnahme an darauf abzielenden Erörterungen sowie die 

Einbringung entsprechender Anträge an den Beirat wahrzunehmen. 

(2) § 201 erster und zweiter Satz ist anzuwenden. 
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Bestellung der Beiratsmitglieder 

§ 214 a. (1) Die Mitglieder des Beirates werden über Vorschlag 

eines gemäß Abs. 2 in Betracht kommenden Vereins von der 

Generalversammlung des Versicherungsträgers für die Amtsdauer der 

Verwaltungskörper (§ 202) bestellt. Für jedes Mitglied des 

Beirates ist gleichzeitig mit dessen Bestellung auf dieselbe Art 

ein Stellvertreter zu bestellen. Bei der Bestellung der 

Beiratsmitglieder ist für jede der im Beirat vertretenen Gruppen 

im Verhältnis der Zahl der den Vereinen angehörenden Mitgliedern 

nach dem System d'Hondt vorzugehen und nach Möglichkeit auf 

regionale, betriebliche oder wirtschaftliche Interessen der 

Gruppen Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Vorschlagsrecht steht Vereinen zu, die sich beim 

Versicherungsträger angemeldet haben und der Generalversammlung 

glaubhaft machen, daß sie durch die Zahl ihrer Mitglieder und 

durch die Qualität ihrer Vereinstätigkeit die Interessen des von 

ihnen vertretenen Personenkreises wirksam vertreten können. 

Sofern sie diese Voraussetzungen erfüllen, stehen 

Vorschlagsrechte insbesondere folgenden Vereinen zu: 

1. Hinsichtlich der Vertreter von Pensionsbeziehern jenen 

Vereinen, zu deren Vereinszwecken die Wahrnehmung oder Förderung 

der Interessen von Pensionsbeziehern gehört, 

2. hinsichtlich der Vertreter von beim Versicherungsträger 

Pflichtversicherten jenen Vereinen, zu deren Vereinszwecken die 

wahrnehmung oder Förderung der Interessen auch solcher 

Versicherter gehört, 

3. hinsichtlich der Vertreter der im § 213 Abs. 1 Z 3 

genannten Leistungsbezieher jenen Vereinen, die von ihrer 

Tätigkeit her dazu geeignet erscheinen, die Interessen dieses 

Personenkreises wahrzunehmen oder zumindest wirksam zu fördern. 

(3) Die Bestellungsvorschläge sind spätestens am Tag vor 

Beginn einer neuen Amtsdauer zugleich mit dem Nachweis der 

Voraussetzungen nach Abs. 2 beim Versicherungsträger 

einzubringen. 

- 21 -

354/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 23 von 75

www.parlament.gv.at



Enthebung von Beiratsmitgliedern (Stellvertretern) 

§ 214 b. (1) Ein Mitglied des Beirates (Stellvertreter) ist von 

seinem Amt zu entheben, wenn einer der im § 213 Abs. 2 und 3 

bezeichneten Ausschließungsgründe nach der Bestellung eingetreten 

ist. tlberdies findet § 200 Abs~ 1 Z 1 bis 4 Anwendung. 

(2) Die Enthebung des Vorsitzenden des Beirates steht der 

Generalversammlung, die Enthebung der sonstigen Mitglieder 

(Stellvertreter) des Beirates dem Vorstand zu. 

Zusammensetzung des Beirates 

§ 214 c. (1) Die Generalversammlung hat unter Berücksichtigung 

des sachlichen und örtlichen Wirkungskreises des 

versicherungsträgers die Zahl der Mitglieder des Beirates 

festzusetzen; sie muß durch sechs teilbar sein. 

(2) Die Mitglieder des Beirates setzen sich zusammen zu 

1. zwei Sechsteln aus Vertretern der im § 213 Abs. 1 Z 1 

bezeichneten Gruppen, 

2. drei Sechsteln aus Vertretern der im § 213 Abs. 1 Z 2 

bezeichneten Gruppe, 

3. einem S-echstel aus Vertretern der im § 213 Abs. 1 Z 3 

bezeichneten Gruppe. 

Vorsitz im Beirat, Sitzungen 

§ 214 d. (1); Den Vorsitz im Beirat hat der vom Beirat aus 

seiner Mitte und für dessen Amtsdauer gewählte Vorsitzende zu 

führen. Gleicftzeitig ist auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu 

wählen. Der V<l1rsitzende hat unbeschadet des Abs. 2 zu den 

Sitzungen einzuberufen. 
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(2) Die erstmalige Sitzung des Beirates ist vom Obmann des 

Versicherungsträgers einzuberufen. Er hat dabei auf die Wahl des 

Vorsitzenden des Beirates hinzuwirken. Bis zu dessen Wahl hat 

seine Obliegenheiten der Obmann wahrzunehmen. 

(3) Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffentlich. Der 

ordnungsgemäß einberufene Beirat ist bei Anwesenheit des 

Vorsitzenden und von mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder 

beschlußfähig. 

(4) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom 

Versicherungsträger zu führen." 

6. Im § 216 Abs. 5 wird der Ausdruck "Hauptversammlung" durch 

den Ausdruck "Generalversammlung" ersetzt. 

7. Im § 218 Abs. 1 zweiter Satz wird der Ausdruck "der 

Bestimmungen des § 219" durch den Ausdruck "des Abs. 3 und des 

§ 219" ersetzt. 

8. § 218 Abs. 3 lautet: 

"(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von den 

Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichende Vermögensanlagen 

bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Bundesministers 

für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl 

konkrete Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch durch 

gemeinsame Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich 

vorzunehmende Vermögensanlagen sein; letzterenfalls sind die 

vlesentlichen Gruppenmerkmale (zB die Art und die sonstigen 

näheren Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 

insbesondere auch der vorzusehende Mindestertrag) im 

Beschlußwortlaut festzulegen." 
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9. § 219 lautet: 

"Genehmigung der Veränderungen 

von Vermögensbeständen 

§ 219. Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im 

Bestand von Liegenschaften, insbesondere über die Erwerbung, 

Belastung oder Veräußerung von Liegenschaften, ferner über die 

Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen - nach 

zustimmung des. Hauptverbandes gemäß § 31 Abs. 8 lit. ades 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - zu ihrer Wirksamkeit 

der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Das gleiche 

gilt für Umbauten von Gebäuden, wenn damit eine Änderung des 

Verwendungs zweckes verbunden ist. Erhaltungs- oder 

Instandsetzungsarbeiten oder die Erneuerung des Inventars, sofern 

sie nicht mit diesen Vorhaben in einem ursächlichen Zusammenhang 

stehen, fallerr nicht darunter." 

10. Die Abschnitte V und VI des Vierten Teiles lauten: 

"ABSCHNITT V 

Aufsicht des Bundes 

Aufsichtsbehörde 

§ 220. (1) Der Versicherungsträger samt seinen Anstalten und 

Einrichtungen unterliegt der Aufsicht des Bundes. Die Aufsicht 

ist vom Bundesminister für Arbeit und Soziales auszuüben. 

(2) Der Bundesminister ftir Arbeit und Soziales kann bestimmte 

Bedienstete des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales mit 

der Aufsicht über den Versicherungsträger betrauen. Der 

Bundesminister für Finanzen kann zu den Sitzungen der 

Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur 
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Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes entsenden. Den mit 

der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung der finanziellen 

Interessen des Bundes betrauten Bediensteten (deren 

Stellvertretern) sind Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren 

Höhe 60 vH der niedrigsten Funktionsgebühr (§ 197 Abs. 5) des 

Vorsitzenden (des Stellvertreters des Vorsitzenden) der 

Kontrollversarnrnlung des beaufsichtigten Versicherungsträgers 

entspricht. Bei mehrfacher Aufsichtstätigkeit nach diesem 

Bundesgesetz, nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken- und 

Unfallversicherungsgesetz oder dem Notarversicherungsgesetz 1972 

gebührt nur eine, und zwar die jeweils höhere 

Aufwandsentschädigung. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse 

eines Verwaltungskörpers, die gegen eine Rechtsvorschrift 

verstoßen, der Vertreter des Bundesministers für Finanzen gegen 

Beschlüsse, welche die finanziellen Interessen des Bundes 

berühren, Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. Der 

Vorsitzende hat die Durchführung des Beschlusses, gegen den 

Einspruch erhoben worden ist, vorläufig aufzuschieben und die 

Entscheidung des Bundesministers für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde, bei einern Einspruch des Vertreters des 

Bundesministers für Finanzen die Entscheidung des Bundesministers 

für Arbeit und Soziales, die dieser im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen zu treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 221. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde hat die Gebarung des Versicherungsträgers 

ständig zu überwachen und dabei darauf hinzuwirken, daß im Zuge 

dieser Gebarung nicht gegen Rechtsvorschriften verstoßen wird. Er 

kann seine Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er 

soll sich in diesem Falle auf wichtige Fragen beschränken und in 
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das Eigenleben und die Selbstverantwortung des 

Versicherungsträgers nicht unnötig eingreifen. Die 

Aufsichtsbehörde kann in Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse 

der Verwaltung~körper aufheben. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde und dem Bundesminister für Finanzen sind auf 

Verlangen alle Bücher, Rechnungen, Belege, Urkunden, Wertpapiere, 

Schriften und sonstige Bestände vorzulegen und alle zur Ausübung 

des Aufsichtsrechtes geforderten Mitteilungen zu machen; alle 

Verlautbarungen sind den Bundesministern für Arbeit und Soziales 

und für Finanzen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales kann die Satzung und 

Krankenordnung jederzeit überprüfen und Änderungen solcher 

Bestirr.mungen verlangen, die mit dem Gesetz in Widerspruch stehen 

oder dem Zwecke der Versicherung zuwiderlaufen., Wird diesem 

Verlangen nicht binnen drei Monaten entsproche'E" s,o kann er die 

erforderlichen Verfügungen von Amts wegen treffen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß die Verwaltungskörper mit 

einer bestimmten Tagesordnung zu Sitzungen einberufen werden. 

Wird dem nicht entsprochen, so kann er die Sitzungen selbst 

anberaumen und die Verhandlungen leiten. Er kann zu allen 

Sitzungen Vertreter entsenden, denen beratende Stimme zukommt. 

Der Bundesminister für Arbeit und Soziales, der mit der Aufsicht 

betraute Bedienstete der Aufsichtsbehörde und der Vertreter des 

Bundesministers für Finanzen sind von jeder Sitzung der 

Verwaltungskörper ebenso in Kenntnis zu setzen wie die Mitglieder 

dieser Verwaltungskörper; es sind ihnen auch die diesen zur 

Verfügung gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte 

und andere Behelfe) zu übermitteln. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde und der Bundesminister für Finanzen, letzterer 

zur Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes, sind 
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berechtigt, den Versicherungsträger amtlichen Untersuchungen zu 

unterziehen, wobei sie sich bei Untersuchungen des 

Versicherungsträgers der Mitwirkung des Hauptverbandes der 

österreichischen Sozialversicherungsträger sowie geeigneter 

Sachverständiger bedienen können. 

Entscheidungsbefugnis 

§ 222. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde hat vorbehaltlich der gesetzlichen Bestimmungen 

über die Zuständigkeit anderer- Stellen und unbeschadet der Rechte 

Dritter bei Streit über Rechte und Pflichten der 

Verwaltungskörper und deren Mitglieder sowie über die Auslegung 

der Satzung zu entscheiden. 

Vorläufiger Verwalter 

§ 223. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Verwaltungskörper, wenn sie 

ungeachtet zweimaliger schriftlicher Verwarnung gesetzliche oder 

satzungsmäßige Bestiromungen außer Acht lassen, aufzulösen und die 

vorläufige Geschäftsführung und Vertretung vorübergehend einem 

vorläufigen Verwalter zu übertragen. Diesem ist ein Beirat zur 

Seite zu stellen, der aus Vertretern der Versicherten bestehen 

soll und dessen Aufgaben und Befugnisse vom Bundesminister für 

Arbeit und Soziales bestimmt werden; die Vorschriften der §§ 197 

Abs. 2 bis 6 und 205 sind auf die Mitglieder des Beirates 

entsprechend anzuwenden. Der vorläufige Verwalter hat binnen acht 

Wochen vom Zeitpunkt seiner Bestellung an die nötigen Verfügungen 

wegen Neubestellung des Verwaltungskörpers nach den Vorschriften 

des § 198 zu treffen. Ihm obliegt die erstmalige Einberufung der 

Verwaltungskörper. 
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(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 über die Auflösung eines 

Verwaltungskörpers und die Ubertragung der vorläufigen 

Geschäftsführung und Vertretung auf einen vorläufigen Verwalter 

sind entsprechend anzuwenden, solange und soweit ein 

Verwaltungskörper die ihm obliegenden Geschäfte nicht ausführt. 

(3) Verfügungen des vorläufigen Verwalters, die über den 

Rahmen laufender Geschäftsführung hinausgehen, wie insbesondere 

derartige Verfügungen über die dauernde Anlage von 

vermögensbeständen im Werte von mehr als 200 000 S, über den 

Abschluß von Verträgen, die den Versicherungsträger für länger 

als sechs Monate verpflichten, und über den Abschluß, die 

Änderung oder Auflösung von Dienstverträgen mit einer 

Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten oder von unkündbaren 

Dienstverträgen bedürfen der Genehmigung durch den Bundesminister 

für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde. 

Kosten der Aufsicht 

§ 224. Die Kosten der vom Bundesminister für Arbeit und 

Soziales als Aufsichtsbehörde angeordneten Maßnahmen belasten den 

Versicherungsträger. Zur Deckung der durch die Aufsicht 

erwachsenden sonstigen Kosten hat der Versicherungsträger durch 

Entrichtung einer Aufsichtsgebühr beizutragen. Deren Höhe hat der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des 

Versicherungsträgers zu bestimmen. 
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ABSCHNITT VI 

Satzung, Krankenordnung und Geschäftsordnungen 

Satzung 

§ 225. (1) Die Satzung hat, soweit dies gesetzlich vorgesehen 

und nicht der Regelung durch die Krankenordnung überlassen ist, 

die Tätigkeit des Versicherungsträgers zu regeln und insbesondere 

Bestimmungen zu enthalten: 

1. über Rechte und Pflichten der Versicherten 

(Anspruchsberechtigten) sowie der Beitragsschuldner; 

2. über die Form der Kundmachungen und rechtsverbindlichen 

Akte; 

3. über die Zahl der Mitglieder des Beirates und deren 

Bestellung. 

(2) Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann vorgesehen 

werden, daß Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der 

Generalversammlung oder des Vorstandes fallen, bei Gefahr im 

Verzug zur Abwendung eines dem Versicherungsträger drohenden 

Schadens bzw. zur Sicherung eines dem Versicherungsträger 

entgehenden Vorteiles vorläufig durch Verfügung des Obmannes des 

Versicherungsträgers zu regeln sind, wenn der in Betracht 

kommende Verwaltungskörper nicht rechtzeitig zusammentreten kann. 

Die Verfügungen sind im Einvernehmen mit den Stellvertretern des 

Obmannes zu treffen, bei ihrer Abwesenheit oder ihrer 

Verhinderung auch ohne deren Mitwirkung. Der Obmann hat in 

derartigen Fällen vorn zuständigen Verwaltungskörper die 

nachträgliche Genehmigung einzuholen. 

- 29 -

354/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 31 von 75

www.parlament.gv.at



Krankenordnung 

§ 226. Der Versicherungsträger hat eine Krankenordnung 

aufzustellen, die insbesondere die Pflichten der Versicherten und 

der Leistungsempfänger im Leistungsfalle, das Verfahren bei 

Inanspruchnahme von Leistungen der Krankenversicherung und die 

Kontrolle der Kranken zu regeln hat. § 227 Abs. 1 ist anzuwenden. 

Genehmigungspflicht 

§ 227. Die Satzung und jede ihrer Änderungen bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit der Genehmigung durch den Bundesminister für Arbeit 

und Soziales und sind binnen vier Monaten nach der Genehmigung in 

der Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. Am 

Beginn der Amtsdauer (§ 202) einer jeden Generalversammlung ist 

die Satzung unverzüglich neu zu beschließen, zur Genehmigung 

vorzulegen und binnen vier Monaten nach der Genehmigung in der 

Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Geschäftsordnungen der Verwaltungskörper 

§ 227 a. (1) Die einzelnen Verwaltungskörper des 

Versicherungsträgers haben zur Regelung der Vorgangsweise bei der 

Wahrnehmung der ihnen obliegenden Geschäfte für ihre jeweiligen 

Zuständigkeitsbereiche Geschäftsordnungen zu beschließen, die 

insbesondere nähere Bestimmungen über die ordnungsgemäße 

Einberufung und Abwicklung der Sitzungen (Verhandlungsleitung, 

Berichterstattung, Antragsrechte, Protokoll führung usw.) zu 

enthalten haben. 

(2) Die Geschäftsordnungen der Verwaltungskörper und jede 

ihrer Änderungen sind innerhalb von vier Wochen nach der 

Beschlußfassung dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als 

Aufsichtsbehörde gesondert zur Kenntnis zu bringen. 
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(3) Die Geschäftsordnung des Vorstandes hat einen Anhang zu 

enthalten, in dem Zeitpunkt und Wortlaut der Beschlüsse dieses 

Verwaltungskörpers anzuführen sind, mit denen dieser einzelne 

seiner Obliegenheiten Ausschüssen oder dem Obmann oder die 

Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro des 

Versicherungsträgers übertragen hat. Dieser Anhang ist in seiner 

jeweils gültigen Form unverzüglich allen Versicherungsvertretern 

und dem Vorsitzenden des Beirates des Versicherungsträgers sowie 

dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde 

zur Kenntnis zu bringen und außerdem in der Fachzeitschrift 

"Soziale Sicherheit" zu verlautbaren." 

11. Der Abschnitt VIII des Vierten Teiles lautet: 

"ABSCHNITT VIII 

Bedienstete 

§ 230. (1) Die dienst-, besoldungs- und 

pensionsrechtlichen Verhältnisse sind für die Bediensteten 

des Versicherungsträgers durch privatrechtliche Verträge zu 

regeln. In begründeten Fällen können im Dienstvertrag von 

den Dienstordnungen (§ 31 Abs. 3 Z 9 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes) abweichende Vereinbarungen, 

ausgenommen solche über die Höhe einer Leitungszulage, 

getroffen werden. Der Abschluß solcher Vereinbarungen 

obliegt dem Vorstand; eine Ubertragung dieser Obliegenheit 

ist nicht zulässig. Dienstverträge mit solchen 

Vereinbarungen sind als Sonderverträge zu bezeichnen und nur 

dann gültig, wenn sie schriftlich abgeschlossen werden und 

der Hauptverband vor dem Abschluß schriftlich zugestimmt 

hat. Der Versicherungsträger hat unter Rücksichtnahme auf 

seine wirtschaftliche Lage die Zahl der Dienstposten auf das 
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unumgängliche; Maß einzuschränken und darnach für seinen 

Bereich einem Di~nstpostenplan zu erstellen. 

(2) Die Be:<fiensteten des Versicherungsträgers unterstehen 

dienstlich dem' Vorstand. Der Obmann ist berechtigt, nach 

Maßgabe der dienstrechtlichen Bestimmungen eine einstweilige 

Enthebung vom Dienste zu verfügen. 

(3) Der lei..tende Angestellte und der leitende Arzt des 

Versicherungsträgers dürfen erst nach vorher eingeholter 

Zustimmung des. Bundesministers für Arbeit und Soziales 

bestellt und ~ntlassen werden. 

(4) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem Obmann 

durch Handschlag zu geloben, die Gesetze der Republik 

österreich unverbrüchlich zu beachten, sich mit ganzer Kraft 

dem Dienst zu widmen, seine Dienstobliegenheiten 

gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, 

jederzeit auf die Wahrung der öffentlichen Interessen 

bedacht zu sein, die dienstlichen Anordnungen seiner 

Vorgesetzten zu befolgen, das Dienstgeheimnis treu zu 

bewahren und bei seinem Verhalten in und außer Dienst sich 

seiner Stellung angemessen zu betragen. Die Angelobung der 

Bediensteten der Landesstellen kann vom Obmann einem anderen 

Versicherungsvertreter übertragen werden. Uber die 

Pflichtenangelobung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 

der Bedienstete zu unterzeichnen hat. 

Verschwiegenheitspflicht der Bediensteten 

§ 231. (1) Die Bediensteten haben über alle ihnen in 

Ausübung des Dienstes oder mit Beziehung auf ihre Stellung 

bekanntgewordenen Angelegenheiten, die im Interesse des 

Versicherungsträgers oder der Versicherten und ihrer 

Angehörigen Geheimhaltung erfordern oder ihnen ausdrücklich 

als vertraulich bezeichnet worden sind, gegen jedermann, dem 

- 32 -

354/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)34 von 75

www.parlament.gv.at



sie über solche Angelegenheiten eine dienstliche Mitteilung 

zu machen nicht verpflichtet sind, Verschwiegenheit zu 

beobachten. 

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeichneten 

Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als ein Bediensteter 

für einen bestimmten Fall von der Verpflichtung zur Wahrung 

des Dienstgeheimnisses entbunden wurde. 

(3) Die Bediensteten sind an die Verschwiegenheitspflicht 

auch im Verhältnis außer Dienst, im Ruhestand sowie nach 

Auflösung des Dienstverhältnisses gebunden." 

12. Nach § 259 wird folgender § 260 angefügt: 

"§ 260. (1) Die §§ 1 a, 34 Abs. 3 lit. b, 44 Abs. 4, die 

Abschnitte I bis 111 des Vierten Teiles (§§ 195 bis 211), 

der Abschnitt 111 a des Vierten Teiles (§§ 212 bis 214 d), 

die §§ 216 Abs. 5, 218 Abs. 1 und 3, 219, die Abschnitte V 

und VI des Vierten Teiles (§§ 220 bis 227 a), der 

Abschnitt VIII des Vierten Teiles (§§ 230 und 231) und § 260 

Abs. 2 bis 4 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBI. Nr. xxx/1993 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 

(2) Die Amtsdauer der am 31. Dezember 1993 bestehenden 

Verwaltungskörper verlängert sich bis zum Zusammentreten der 

Verwaltungskörper nach den am 1. Jänner 1994 geltenden 

Vorschriften; die alten Verwaltungskörper haben die 

Geschäfte nach den am 31. Dezember 1993 geltenden 

Bestimmungen zu führen. Die Entsendung der 

Versicherungsvertreter in die neuen Verwaltungskörper hat 

bis 31. März 1994 zu erfolgen. 

(3) Der Obmann, die Obmann-Stellvertreter sowie die 

Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stellvertreter der 

Uberwachungsausschüsse und der Landesstellenausschüsse, die 

nach dem Ende der Amtsdauer der alten Verwaltungskörper 
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(Abs. 2) weiterhin Versicherungsvertreter sind und 

mindestens fünf Jahre hindurch eine Funktion ausgeübt haben, 

haben weiterhin Anspruch auf Anwartschaften (Pension) nach 

den Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den darauf beruhenden 

Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in Geltung 

gestandenen Fassung. 

(4) Die Bestimmungen des § 197 Abs. 5 in der am 

31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fassung und die 

darauf beruhenden Rechtsvorschriften sind, soweit sie sich 

auf Entschädigungsleistungen an ausgeschiedene Funktionäre 

und deren Hinterbliebene beziehen, auf die im Abs. 3 

angeführten, aber aus ihrer Funktion bis spätestens zum Ende 

der Amtsdauer der alten Verwaltungskörper ausgeschiedenen 

Personen sowie deren Hinterbliebene weiterhin anzuwenden." 
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GSVG 

Vor b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Entsprechend dem Arbeitsübereinkommen der Regierungs­
parteien für die Dauer der laufenden Gesetzgebungs­
periode, Reform der Struktur des Sozialversicherungs­
trägers mit dem Ziel einer Verwaltungsvereinfachung, 
Verstärkung der Versichertennähe und Erhöhung der Effi­
zienz der Verwaltung. 

B. Lösung 

Verringerung der Zahl der Versicherungsvertreter in 
den Verwaltungskörpern des Sozialversicherungsträgers 
bei gleichzeitiger Vereinheitlichung und Harmonisierung 
des Vollzuges, Schaffung eines Beirates beim Sozialversicherungs­
träger als spezielle Anlaufstelle für die Versicherten 
und Leistungsbezieher. 

c. Alternativen 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten 

Mehrkosten sind nicht zu erwarten. 

E. Konformität mit EG-Recht gegeben. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR ARBEIT UND SOZIALES Zl. 20.623/2-2/93 

E r 1 ä u t e run gen 

Der vorliegende Entwurf einer 20. Novelle zum Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz hat das Ziel, die Struktur der 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft umfassend 

zu reformieren. Die Basis für die vorgeschlagenen Maßnahmen 

bilden das Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien für die 

Dauer der XVIII. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates, die 

Organisationsanalyse der Schweizer Beratungsfirma Häusermann und 

schließlich die Erfahrungen aus der Vollzugspraxis. 

Im Sinne der daraus gewonnenen Ergebnisse sind Schwerpunkte 

für die Umsetzung des Zieles des Entwurfes: 

- Die Straffung der Organisation der 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft durch 

eine drastische Verringerung der Gesamtzahl der 

Versicherungsvertreter in den Verwaltungsk6rpern bei 

gleichzeitiger Vereinheitlichung und Harmonisierung des 

Vollzuges; 

- die Stärkung der Versichertennähe der 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft durch 

Einführung einer speziellen Anlaufstelle eines Beirates, der 

aus Vertretern der Versicherten, Pensionisten und Beziehern 

pflegebezogener Leistungen zu bilden ist. 

Finanzielle Auswirkungen auf die Gebarung des Bundes sind 

nicht zu erwarten. 
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Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der im 

vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen gründet sich auf den 

Kompetenztatbestand Sozialversicherungswesen des Art. 10 Abs. 1 

Z 11 B-VG. 

Zu Z 1 , 3, 4, 5, 6, 7 , 8, 9, 10, 11 und 12 (§§ 1 a, 44 Abs. 4, 

195, 196, 197, 198, 199, 200, 201, 202, 203, 204, 205, 206, 207, 

208, 209, 210, 211, 212, 213, 214, 214 a, 214 b, 214 c, 214 d, 

216 Abs. 5, 218 Abs. 1 , 218 Abs. 3, 219, 220, 221, 222, 223, 224, 

225, 226, 227, 227 a, 230, 231 und 259 Abs. 2, 3 und 4) : 

Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen Änderungen 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wie sie im Rahmen 

des Entwurfes einer 52. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz vorgeschlagen wurden. Auf eine 

gesonderte Erläuterung dieser Änderungen kann verzichtet und auf 

die entsprechenden Ausführungen zum genannten Entwurf der Novelle 

zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz Bezug genommen werden, 

weil den in Betracht kommenden Erläuterungen vollinhaltlich auch 

für die korrespondierenden Änderungsvorschläge des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes Geltung zuko~~t. Um im Einzelfall das 

Auffinden der gewünschten Erläuterung im ASVG-Novellenentwurf zu 

erleichtern, werden im folgenden die in beiden Gesetzen einander 

entsprechenden Vorschriften gegenübergestellt: 

GSVG ASVG 

§ 1 a § 3 a 

§ 44 Abs. 4 § 84 Abs. 6 

§ 195 § 418 

§ 196 § 419 

§ 197 § 420 

§ 198 § 421 

§ 199 § 422 

§ 200 § 423 

§ 201 § 424 
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GSVG ASVG 

§ 202 § 425 
§ 203 § 426 
§ 204 § 430 
§ 205 § 431 
§ 206 § 432 
§ 207 § 433 
§ 208 § 434 
§ 209 § 435 
§ 210 § 436 
§ 211 § 437 
§ 212 § 438 
§ 213 § 439 
§ 214 § 440 
§ 214 a § 441 
§ 214 b § 442 
§ 214 c § 442 a 
§ 214 d § 442 b 

§ 216 Abs. 5 § 444 Abs. 7 
§ 218 Abs. 1 § 446 Abs. 1 
§ 218 Abs. 3 § 446 Abs. 3 
§ 219 § 447 

§ 220 § 448 

§ 221 § 449 

§ 222 § 450 

§ 223 § 451 

§ 224 § 452 

§ 225 § 453 

§ 226 § 456 

§ 227 § 455 

§ 227 a § 456 a 

§ 230 § 460 

§ 231 § 460 a 

§ 259 Abs. 2, 3 und 4 § 553 Abs. 2, 4 und 5 
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Zu Z 2 (§ 34 Abs. 6 lit.b): 

Die gegenstlindliche Zitierungsänderung wurde durch die 

vorgeschlagene Novellierung des § 31 ASVG im Rahmen des Entwurfes 

einer 52. Novelle zum ASVG notwendig. 

Zu Z 4 (§ 198 Abs. 1): 

Wie im § 421 Abs. 1 ASVG in der Fassung des Entwurfes soll 

auch im Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz bei der Entsendung 

der Versicherungsvertreter auf ihre fachliche Eignung Bedacht 

genommen werden. Die im § 421 Abs. 1 ASVG zusätzlich eingeführte 

Regelung, daß die Entsendung unter Berücksichtigung der 

einzelnen, von der entsendeberechtigten Stelle jeweils zu 

repräsentierenden Berufsgruppe zu erfolgen hat, wurde nicht in 

das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz übernommen. 

Zu Z 4 (§ 203): 

Grundsätzlich wird auf die Erläuterungen zu den §§ 427 bis 

429 ASVG in der Fassung des Entwurfes verwiesen. 

Im Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz ergibt sich 

folgende Reduktion der Anzahl der Versicherungsvertreter: 

Sozialversicherungsanstalt 

der gewerblichen Wirtschaft: 

bisher 

120 

neu 

69 

Aus dem Verhältnis der Zahlen zueinander (69 : 120) ergibt 

sich somit die folgende Kürzung der Gesamtzahl der 

Versicherungsvertreter im GSVG-Bereich: 

a) Kürzung auf 57,5 vH oder 

b) Kürzung um 42,5 vH. 
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Verwaltungskörper, 

Anzahl der Versicherungsvertreter 

Sozialversiche- General- Vorstand Kontroll- Gesamt-
rungsanstalt vers. (gleich- vers. zahl 
der gewerblichen zeitig auch 
Wirtschaft Mitglied der 

Gen. Vers.) 

60 14 9 69 

Zu Z 5 (§ 214 c): 

Der Beirat soll sich im Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz aus folgenden Personengruppen 

zusammensetzen: 

Gesamt-
zahl 

bisher 

120 

1. Zwei Sechstel aus Vertretern der Pensionsbezieher, das sind 

a1ters- oder erwerbsunfähigkeitshalber aus dem Erwerbsleben 

auf Dauer ausgeschiedene Bezieher einer Pension. 

2. Drei Sechstel aus Vertretern der beim Versicherungsträger 

Pflichtversicherten. 

3. Ein Sechstel aus Vertretern von Leistungsbeziehern nach dem 

Bundespflegegeldgesetz (bzw. gleichartigen Landesgesetzen) . 

- 5 -

354/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)42 von 75

www.parlament.gv.at



GSVG-Geltende Fassung GSVG-Vorgeschlagene Fassung 

Überweisung aus dem Aufkommen an Gewerbesteuer; 
Bundesbeitrag 

§ 34. (1) und (2) unverändert. 

(3) Der Bund leistet über den Beitrag gemäß Abs. 1 
und 2 hinaus einen ße1trag 

a) unverändert. 

b) an den VerSicherungsträger als Träger der 
Pens1onsvers1cherung 2,5 Millionen Schilling 
als Zu schuß für den Umbau von Gebäuden, der 
gemäß § 219 ,:In Verbindung mit § 31 Abs. 6 
lit. a des A~lgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes deshalb nicht 
genehmigungspflichtig ist, weil damit keine 
Anderung des Verwendungs zweckes verbunden ist. 

(4) unverändert. 

Unterstützungsfonds 

§ 44. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Mittel des Unterstützungsfonds können in 
besonders berücksichtigungswürdigen Fällen, insbesondere 
in Berücksichtigung der Familien-, Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, für 
Unterstützungen nach ~aßgabe der h1efür vom Vorstand im 
Einvernehmen mit dem Uberwachungsausschuß zu erlassenden 
Richtlinien (§ 209 Abs. 1 Z. 6) verwendet werden. 

SEITE 

* Sprachliche Gleichbehandlung 

* § 1 a. Soweit im folgenden personenbezogene 
* Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, 
* beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher 
* Weise. Bei der Anwendung auf bestimnte Personen ist die 
* jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 

* 

Überweisung aus dem Aufkannen an Gewerbesteuer; 
Bundesbeitrag 

§ 34. (1) und (2) unverändert. 

(3) Der Bund leistet über den Beitrag gemäß Abs. 
und 2 hinaus einen Beitrag 

a) unverändert. 

b) an den Versicherungsträger als Träger der 
Pensionsversicherung 2,5 Millionen Schilling 
als Zu schuß für den Umbau von Gebäuden, der 
gemäß § 219 in Verbindung mit § 31 Abs. 8 
lit. a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes deshalb nicht 
genehmigungspflichtig ist, weil damit keine 
Anderung des Verwendungs zweckes verbunden ist. 

(4) unverändert. 

Unterstützungsfonds 

§ 44. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Mittel des Unterstützungsfonds können in 
besonders berücksichtigungswürdigen Fällen, insbesondere 
in Berücksichtigung der Familien-, Einkornmens- und 
Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, fÜr 

* Unterstützungen nach Maßgabe der hiefür vorn Vorstand zu 
* erlassenden Richtlinien verwendet werden. 
* 
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VIERTER TE IL 

Aufbau der Verwaltung 

ABSCHNITT I 

Hauptstelle und Landesstellen 

§ 195. (1) Die Verwaltung des Versicherungsträgers ist 
durch die Hauptstelle und durch Landesstellen zu führen. 

(2) Die Hauptstelle ist am Sitz des 
Versicherungsträgers eingerichtet. Die Hauptstelle hat 
die Verwaltung des Versicherungsträgers zu führen, 
soweit nicht einzelne Aufgaben durch Gesetz oder Satzung 
den Landesstellen zugewiesen sind. 

(3) Der Versicherungsträger führt die Verwaltung 
durrh I anrjPc:c;tpllen in WiAn fCw das Land Wien. -in Linz 
für das Land Oberösterreich, in Salzburg für das Land 
Salzburg, in Innsbruck für das Land Tirol, in Feldkirch 
für das Land Vorarlberg, in Klagenfurt für das Land 
Kärnten, in Graz für das Land Steiermark und in 
Eisenstadt für das Land Burgenland. Die Landesstelle für 
das Land Niederösterreich ist nach Maßgabe des Abs. 5 in 
Wien und in Baden bei Wien eingerichtet. 

GSVG-Vorgeschlagene Fassung 

VIERTER TE IL 

Aufbau der Verwaltung 

ABSCHNITT I 

* Haupt-, Landes- und Außenstellen 

§ 195. (1) Die Verwaltung des Versicherungsträgers ist 
* durch die Hauptstelle an ihrem Sitz und, soweit dies 
* durch die Satzung vorgesehen ist, durch Außenstellen zu 
* führen. 

* (2) Der Versicherungsträger kann, soweit eine im 
* Verhältnis zu den Versicherten örtlich nahe Verwaltung 
* zweckmäßig ist, Außenstellen einrichten. Den örtlichen 
* Zuständigkeitsbereich dieser Außenstellen hat die 
* Satzung festzusetzen. 

* (3) Die am 31. Dezember 1993 bestehenden 
* Landesstellen bleiben weiter bestehen. Ihre örtliche 
* Zuständigkeit richtet sich nach dem wohnsltz des 
* Versicherten im Inland, in Ermangelung eines solchen 
* nach dem (letzten) Betriebssitz im Inland. 
* 
* 
* 
* 

(4) Die Landesstellen haben unbeschadet des Abs. 5 ~ 
für den Bereich ihres Sprengels folgende Aufgaben zu * 
besorgen: * 

1. Entgegennahme der Meldungen; * 
2. StandesfÜhrung und Kontrolle der Versicherten und * 

Leistungsempfänger; * 
3. Feststellung der Versicherungspflicht und der * 

Versicherungsberechtigung; * 
4. Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und * 

Eintreibung der Beiträge sowie der Kostenanteile; * 
5. Entgegennahme von Leistungsanträgen; * 
6. Feststellung der Leistungen aus der * 
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Krankenversicherung und Mitwirkung an der Feststellung * 
aller übrigen Leistungen sowie Vorlage der * 
Leistungsanträge an den zur Entscheidung zuständigen * 
Verwaltungskörper; * 

7. Gewährung von Leistungen aus dem * 
Unterstützungsfonds, soweit sie den Landesstellen durch * 
die Satzung übertragen ist; * 

8. Mitwirkung an der Durchführung der Rehabilitation * 
und der Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge sowie zur * 
Festigung der Gesundheit; * 

9. Mitwirkung bei der Durchführung der * 
Gesamtverträge und der damit verbundenen Kontroll- und * 
Verrechnungstätigkeit; * 

10. Bestellung von Bevollmächtigten zur Vertretung * 
des Versicherungsträgers bei den für ihren Sprengel in * 
Betracht kommenden Landes(Kreis)gerichten als Arbeits- * 
und Sozialgerichte bzw. dem Arbeits- und Sozialgericht * 
Wien, dem Oberlandesgericht und dem Landeshauptmann * 
sowie bei anderen Behörden für das in Betracht komnende * 
Land; * 

11. Verwaltung des Liegenschaftsvermögens der * 
aufgelösten Gewerblichen Selbständigenkrankenkassen, die * 
im Bereich ihres Sprengels ihren Sitz hatten. * 

(5) Die Landesstelle für Niederösterreich hat an * 
ihrem Sitz in Baden bei Wien für den Bereich ihres * 
Sprengels folgende Aufgaben zu besorgen: * 

1. im Bereich der Kranken- und Pensionsversicherung * 

a) Standesführung der Versicherten; * 
b) Feststellung der Versicherungspflicht und der * 

Versicherungsberechtigung; * 
c) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und * 

Eintreibung der Beiträge; * 

2. im Bereich der Krankenversicherung * 

a) Entgegennahme der Meldungen und Kontrolle der * 
Versicherten und Leistungsempfänger; * 

b) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und * 
Eintreibung der Kostenanteile; * 

c) Entgegennahme von Leistungsanträgen und * 
Feststellung der Leistungen. * 
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Die Besorgung aller übrigen den Landesstellen gemäß * 
Abs. 4 zustehenden Aufgaben hat die Landesstelle für * 
Niederösterreich an ihrem Sitz in Wien vorzunehmen. Die * 
Satzung des Versicherungsträgers kann auf Antrag des * 
Landesstellenausschusses für Niederösterreich bestimmen, * 
daß alle oder bestimmte der unter Z. 1 und 2 genannten * 
Aufgaben der Landesstelle an ihrem Sitz in Wien besorgt * 
werden, wenn dies der Verwaltungsvereinfachung dient und * 
Interessen der Versicherten nicht entgegenstehen. * 

(6) Durch die Satzung können auch andere als die in * 
Abs. 4 angefÜhrten Angelegenheiten wegen eines * 
besonderen Naheverhältnisses zu den Versicherten den * 
Landesstellen übertragen werden. * 

(7) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstelle * 
richtet sich nach dem Standort des Betriebes bzw. in * 
Ermangelung eines solchen nach dem Wohnsitz des * 
Versicherten. * 

(8) Auftraggeber im Sinne des § 3 Z.3 des * 
Datenschutzgesetzes, BGB1.Nr.565/1978, ist hinsichtlich * 
der in den Abs.4 bis 7 genannten Aufgaben stets die * 
Hauptstelle des VersicherUngsträgers. * 

ABSCHNITT 11 ABSCHNITT 11 

Verwaltungskörper Verwaltungskörper 

Arten der Verwaltungskörper Arten der Verwaltungskörper 

§ 196. (1) Die Verwaltungskörper des 
Versicherungsträgers sind: 

* § 196. Die Verwaltungskörper des VersicherUngsträgers 
* sind 

1. die Hauptversammlung; * 1. der Vorstand; 

2. der Vorstand; * 2. die Generalversamnlung; 

3. der Überwachungsausschuß; * 3. die Kontrollversammlung. 

4. der Pensionsausschuß sowie der * 
Rehabilitationsausschuß bzw., wenn gemäß Abs. 2 mehrere * 
Pensionsausschüsse errichtet werden, die * 
Pensionsausschüsse; * 

5. die Landesstellenausschüsse. * 
(2) Am Sitz des Versicherungsträgers ist für das * 
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gesamte Gebiet der Republik Österreich ein 
Pensionsausschuß zu errichten. Durch die Satzung kann 
bestimmt werden, daß nach Bedarf auch mehrere 
Pensionsausschüsse am Sitz des V~rsicherungsträgers für 
das gesamte Gebiet der Republik Osterreich errichtet 
werden. 

(3) Am S tz des Versicherwngsträgers ist für das 
gesamte Geb et der Republik Osterreich ein 
Rehabilitat onsausschuß zu errichten. 

VerSicherungsvertreter 

§ 197. (1) Die Verwaltungskörper bestehen, soweit in 
diesem Bundesgesetz nichts anderes vorgesehen ist, aus 
Vertretern der Versicherten. 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische 
Staatsbürger sein, die nicht vom Wahlrecht in die 
gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, am Tag der 
Berufung das 24. Lebensjahr vollendet und .. ihren Wohnort 
oder Betriebssitz im Gebiet der Republik Osterreich 
haben. Sie müssen entweder seit mindestens sechs Monaten 
in Österreich eine die Pflichtversicherung in der 
Kranken- bzw. Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründende selbständige Erwerbstätigkeit 
ausüben oder Vorstandsmitglieder oder Bedienstete einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer 
Berufsvereinigung der nach diesem Bundesgesetz 
pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen sein. 

(3) Jeder Versicherungsvertreter muß, sofern es sich 
nicht um ein Vorstandsmitglied oder um einen 
Bediensteten einer gesetzlichen beruflichen Vertretung 
oder einer Berufsvereinigung der nach diesem 
Bundesgesetz pflichtversicherten selbständig 
Erwerbstätigen handelt, im Zeitpunkt seiner Entsendung 
dem Versicherungsträger als Pflichtversicherter oder als 
freiwillig Versicherter angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf in 
diesem mehr als eine Stimme führen. 

(5) Die Mitglieder der Verwaltungskörper versehen 
ihr Amt auf Grund einer öffentlichen Verpflichtung als 
Ehrenamt; ihre Tätigkeit in Ausübung dieses Amtes 
begründet kein Dienstverhältnis zum VerSicherungsträger. 
Den Mitgliedern der Verwaltungskörper, ferner den aus 
ihrer Funktion ausgeschiedenen Obmännern, 
Obmann-Stellvertretern, Vorsitzenden und 
Vorsitzenden-Stellvertretern des 
Überwachungsausschusses, Vorsitzenden und 
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Versicherungsvertreter 

* § 197. (1) Die Verwaltungskörper bestehen aus 
* Vertretern der Versicherten (Versicherungsvertreter). 
* 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische 
Staatsbürger sein, die nicht vom Wahlrecht in die 
gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, am Tag der 

* Berufung das 19. Lebensjahr vollendet und .. ihren Wohnort 
oder Betriebssitz im Gebiet der Republik Osterreich 
haben. Sie müssen entweder seit mindestens sechs Monaten 
in Österreich eine die Pflichtversicherung in der 
Kranken- bzw. Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründende selbständige Erwerbstätigkeit 
ausüben oder Vorstandsmitglieder oder Bedienstete einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer 
Berufsvereinigung der nach diesem Bundesgesetz 
pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen sein. 

(3) Jeder Versicherungsvertreter muß, sofern es sich 
nicht um ein Vorstandsmitglied oder um einen 
Bediensteten einer gesetzlichen beruflichen Vertretung 
oder einer Berufsvereinigung der nach diesem 
Bundesgesetz pflichtversicherten selbständig 
Erwerbstätigen handelt, im Zeitpunkt seiner Entsendung 
dem VerSicherungsträger als Pflichtversicherter oder als 
freiwillig Versicherter angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf in 
diesem mehr als eine Stimme führen. 

* (5) Die Tätigkeit als Mitglied eines 
* Verwaltungskörpers erfolgt auf Grund einer öffentlichen 
* Verpflichtung und begründet kein DienstverhältniS zum 
* Versicherungsträger. Hiefür gebühren Entschädigungen 
* nach folgenden Grundsätzen: 
* 
* 
* 
* 
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Vorsitzenden-Stellvertretern der Landesstellenausschüsse * 
sowie den Hinterbliebenen der genannten Funktionäre * 
können jedoch Entschädigungen gewährt werden. Die * 
Entscheidung über die Gewährung der Entschädigungen * 
sowie über ihr Ausmaß obliegt dem Vorstand. Der * 
Bundesminister für Arbeit und Soziales hat hiefür nach * 
Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen * 
Sozialversicherungsträger Grundsätze aufzustellen und * 
für verbindlich zu erklären; in diesen Grundsätzen sind * 
einheitliche Höchstsätze für Reisekostenentschädigungen * 
und Sitzungsgelder sowie unter Berücksichtigung des * 
örtlichen Wirkungsbereiches, der Zahl der Versicherten * 
und der Dauer der Funktionsausübung * 

a) Höchstsätze für die Funktionsgebühren der * 
Mitglieder der Verwaltungskörper festzusetzen * 
und * 

b) das Höchstausmaß und die Voraussetzungen für * 
die Gewährung von Entschädigungen an * 
ausgeschiedene Funktionäre bzw. deren * 
Hinterbliebene in der Weise zu regeln, daß die * 
Gewährung der Entschädigung unter Bedachtnahme * 
auf die Richtlinien für die pensionsrechtlichen * 
Verhältnisse der * 
Sozialversicherungsbediensteten von der * 
Erreichung c~~cs best~mmten Anfallsnlters SOWiA * 
von einer Mindestdauer der Ausübung der * 
Funktion abhängig gemacht wird; ferner ist * 
vorzusehen, daß auf die Entschädigung alle * 
Einkünfte des ausgeschiedenen Funktionärs bzw. * 
der Hinterbliebenen mit Ausnahme der Pension * 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung * 
anzurechnen sind; nicht anzurechnen ist ferner * 
ein Ruhe- oder Versorgungsgenuß von einer * 
öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft, * 
insoweit er nach Art und Ausmaß mit einer * 
Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung * 
vergleichbar ist. * 

§ 76 Abs. 4 gilt entsprechend. * 
* 1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben 
* Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten 
* entsprechend der Reisegebührenvorschrift 1955, 
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* 2. Der Obmann und die Obmann-Stellvertreter, der 
* Vorsitzende und die Vorsitzenden-Stellvertreter der 
* Kontrollversammlung und die Vorsitzenden der im § 207 
* Abs. 2 bezeichneten Ausschüsse sowie 
* Versicherungsvertreter dieser Ausschüsse, soweit sie 
* länger als vier aufeinanderfolgende Wochen den 
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(6) Bedienstete eines VerSicherungsträgers und des 
Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger sowie Personen, die aufgrund 
einer von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen 
Stellen in regelmäßigen geschäftlichen Beziehungen 
stehen, ferner Personen, über deren Vermögen der Konkurs 
oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, sind von der 
Entsendung in das Amt eines VerSicherungsvertreters 
ausgeschlossen. 

(7) Aufgehoben. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) Die Versicherungsvertreter sind von den 
sachlich zuständigen gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen der nach diesem Bundesgesetz Versicherten 
in die Verwaltungskörper des Versicherungsträgers zu 
entsenden. Bestehen solche Interessenvertretungen nicht, 
50 sind die Versicherungsvertreter vom Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zu entsenden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat 
die auf die einzelnen entsendeberechtigten Stellen 
entfallende Zahl von Versicherungsvertretern unter 
Bedachtnahme auf die Zahl der Versicherten in den den 
einzelnen Stellen zugehörigen VerSichertengruppen 
festzusetzen. Die Zahl der Versicherten 1st auf Grund 
einer im Monat Juli des der Neubestellung der 
Verwaltungskörper zweitvorangegangenen Kalenderjahres 
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* Vorsitzenden vertreten, haben Anspruch auf 
* Funktionsgebühren. Das Nähere hat der Bundesminister für 
* Arbeit und Soziales nach Anhörung des Hauptverbandes 
* durch Verordnung un t er Bedach t nahme au f den ör t li chen 
* Wirkungsbereich, die Zahl der Versicherten des 
* Versicherungsträgers und eine Mindestdauer der Funktion 
* zu bestimmen; dabei darf die für einen Monat zustehencJe 
* Funktionsgebühr den Betrag nicht übersteigen, der dem 
* Anfangsbezug eines Mitgliedes des Nationalrates 
* entspriCht. 

* 3. Die Mitglieder der Verwaltungskörper, soweit sie 
* nicht unter Z 2 fallen, haben Anspruch auf Sitzungsgeld, 
* dessen Höhe durch Verordnung des Bundesministers für 
* Arbeit und Soziales nach Anhörung des Hauptverbandes je 
* nach Sitzungsdauer in zwei Stufen festzusetzen ist; 
* ÜberSChreitet die Sitzungsdauer vier Stunden, so gebührt 
* ein Sitzungsgeld der höheren Stufe. 

* § 76 Abs. 4 gilt entsprechend. 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und des 

Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 

sowie Personen, die aufgrund einer von ihnen ausgeübten 

Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen in regelmäßigen 

geschäftlichen Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren 

Vermögen der Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, 

sind von der Entsendung in das Amt eines Versicherungsvertreters 

ausgeschlossen. 

Bestellung der VerSiCherungsvertreter 

§ 198. (1) Die VerSiCherungsvertreter sind von dei) 
sachlich zuständigen gesetzliChen beruflichen 
Vertretungen der nach diesem Bundesgesetz VersiCherten 

* nach ihrer fachlichen Eignung in die VerwaltungSkörper 
* des VerSiCherungsträgers zu entsenden. Bestehen solche 
* Interessenvertretungen nicht, so sind die 
* VerSiCherungsvertreter vom Bundesminister für Arbeit und 
* Soziales zu entsenden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat 
die auf die einzelnen entsendeberechtigten Stellen 
entfallende Zahl von VerSiCherungsvertretern unter 
Bedachtnahme auf die Zahl der VersiCherten in den den 
einzelnen Stellen zugehörigen Versichertengruppen 
festzusetzen. Die Zahl der Versicherten ist auf Grund 
einer im Monat Juli des der Neubestellung der 
Verwaltungskörper zweitvorangegangenen Kalenderjahres 
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durchzuführenden Stichtagserhebung zu ermitteln. Die 
Berechnung der auf die einzelnen Stellen entfallenden 
Zahl von Versicherungsvertretern hat nach dem System 
d'Hondt zu erfolgen. Die Wahl zahl ist in Dezimalzahlen 
zu errechnen. Haben nach dieser Berechnung mehrere 
Stellen den gleichen Anspruch auf einen 
Versicherungsvertreter, so entscheidet das Los. Die 
Auf teilung gilt Jeweils für die betreffende Amtsdauer. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat 
die in Betracht kommenden entsendeberechtigten Stellen 
aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer angemessenen 
Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu 
entsenden. Werden die Vertreter innerhalb dieser Frist 
nicht entsendet, so hat sie der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales zu bestellen, ohne an einen 
Vorschlag gebunden zu sein. 

(4) Vor Auf teilung der Zahl der 
Versicherungsvertreter im Sinne des Abs. 2 ist den in 
Bet racht kommenden ent sendeberecht igten Ste llen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist 
gleichzeitig mit dessen Bestellung und auf dieselbe Art 
ein Stellvertreter zu bestellen. Dieser hat das Mitglied 
zu vertreten, werlrl eS elf I Jt:;i- ALi~(jbung se4nc:-- F'....!~y,t~C'r 
verhindert ist. Für die Mitglieder des 
Pensionsausschusses (der Pensionsausschüsse) können nach 
Bedarf auch mehrere Stellvertreter bestellt werden. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
dauernd aus, so hat die Stelle, die den Ausgeschiedenen 
bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis 
zur Bestellung des neuen Mitgliedes gilt Abs.5 zweiter 
Satz entsprechend. Ist die Bestellung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters) durch eine Enthebung des 
ausgeschiedenen Mitgliedes (Stellvertreters) von seinem 
Amt (§ 200) erforderlich geworden und tritt nachträglich 
die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so 
erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen 
Wirkungen der Bestellung des neuen Mitgliedes 
(Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 199. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) darf nur aus wichtigen Gründen 
abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger 
Amtsführung kann eine Wiederbestellung für die nächste 
Amtsdauer abgelehnt werden. 
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durchzuführenden Stichtagserhebung zu ermitteln. Die 
Berechnung der auf die einzelnen Stellen entfallenden 
Zahl von Versicherungsvertretern hat nach dem System 

* d'Hondt zu erfolgen. Die Wahlzahl ist ungerundet zu 
* errechnen. Haben nach dieser Berechnung mehrere Stellen 
* den gleichen Anspruch auf einen Versicherungsvertreter, 
* so entscheidet das Los. Die Auf teilung gilt jeweils für 
* die betreffende Amtsdauer. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat 
die in Betracht kornmenden entsendeberechtigten Stellen 
aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer angemessenen 
Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu 
entsenden. Werden die Vertreter innerhalb dieser Frist 
nicht entsendet, so hat sie der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales zu bestellen, ohne an einen 
Vorschlag gebunden zu sein. 

(4) Vor Auf teilung der Zahl der 
Versicherungsvertreter im Sinne des Abs. 2 ist den in 
Betracht kommenden entsendeberechtigten Stellen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist 
gleichzeitig mit dessen Bestellung und auf dieselbe Art 
ein Stellvertreter zu bestellen. Dieser hat das Mitglied 
ZIJ vprtrpten. wenn es an der Ausübung seiner Funktion 

* verhindert ist. 
* 
* 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
dauernd aus, so hat die Stelle, die den Ausgeschiedenen 
bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis 
zur Bestellung des neuen Mitgliedes gilt Abs. 5 zweiter 
Satz entsprechend. Ist die Bestellung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters) durch eine Enthebung des 
ausgeschiedenen Mitgliedes (Stellvertreters) von seinem 
Amt (§ 200) erforderlich geworden und tritt nachträglich 
die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so 
erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen 
Wirkungen der Bestellung des neuen Mitgliedes 
(Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 199. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) darf nur aus wichtigen Gründen 
abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger 
Amtsführung kann eine Wiederbestellung für die nächste 
Amtsdauer abgelehnt werden. 
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(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat 
von der Annahme seiner Bestellung (§ 198) den 
Versicherungsträger nachweislich in Kenntnis zu setzen 
und ist unbeschadet des § 202 zweiter Satz ab dem 
Zeitpunkt des Einlangens dieser Mitteilung beim 
Versicherungsträger zur Ausübung seines Amtes ab dem 
Zeitpunkt, ab dem er bestellt ist, berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern 
(Stellvertretern) 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) 
ist seines Amtes zu entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine 
Bestellung ausschließen würden; 

2. wenn sich der Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) seinen Pflichten entzieht; 

3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 
zweiter Satz, wenn ein Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) seit mehr als drei Monaten aufgehört 
hat, der Gruppe der Versicherten anzugehören, für die er 
bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur 
Enthebung vorliegt und der VerSicherungsvertreter 
(Stellvertreter) seine Enthebung unter Berufung darauf 
beantragt; 

5. wenn einer der im § 197 Abs.6 genannten 
Ausschließungsgründe nach der Entsendung eingetreten 
ist. 

Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) gemäß Z. 4 oder 5 ist die zur 
Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes und der Vorsitzenden 
des Überwachungsausschusses und der 
Landesstellenausschüsse sowie deren Stellvertreter steht 
dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder des 
Überwachungsausschusses dem Vorsitzenden dieses 
Ausschusses, die der sonstigen Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) auf begründeten Antrag der zur 
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(2) Der VersicheFungsvertreter (Stellvertreter) hat 
von der Annahme seiner Bestellung (§ 198) den 
Versicherungs{~äg~r nachweislich in Kenntnis zu setzen 
und ist unbeschadet des § 202 zweiter Satz ab dem 
Zeitpunkt des Einlangens dieser Mitteilung beim 
Versicherungsträger zur Ausübung seines Amtes ab dem 
Zeitpunkt, ab gem er bestellt ist, berechtigt. 

Entheb~ng von Versicherungsvertretern 
. (Stellvertretern) 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) 
ist seines Amtes zu entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine 
Bestellung ausschließen würden; 

* 2. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) 
* seine Pflichten verletzt; 

3. unbesch.adet der Bes ti mmung des § 197 Abs. 2 
zweiter Satz, wenn ein Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) seit mehr als drei Monaten aufgehört 
hat, der Gruppe der Versicherten anzugehören, für die er 
bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur 
Enthebung vorliegt und der Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) seine Enthebung unter Berufung darauf 
beantragt; 

5. wenn einer der im § 197 Abs.6 genannten 
Ausschließungsgründe nach der Entsendung eingetreten 
ist. 

Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters 
* (Stellvertreters) gemäß Z 4 oder 5 ist die zur 

Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

* (2) Die Enthebung des Obmannes und des Vorsitzenden 
* der Kontrollversammlung sowie deren Stellvertreter steht 
* dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
* Aufsichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder der 
* Kontrollversammlung dem Vorsitzenden dieses Ausschusses, 
* die der sonstigen Versicherungsvertreter 
* (Stellvertreter) dem Obmann zu. 
* 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) auf begründeten Antrag der zur 
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Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) gemäß Abs., 1 Z. 1 bis 3, Abs. 2 und 3 
ist diesem Gelegenheit zur Außerung zu geben und 
gleichzeitig die zur Entsendung berufene Stelle zu 
verständigen. Dem vom Obmann oder vom Vorsitzenden des 
Überwachungsausschusses Enthobenen steht das Recht der 
Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach 
zustellung des Beschlusses über die Enthebung beim 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde einzubringen. Dieser entscheidet 
endgültig. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde hat dem Antrag einer zur Entsendung 
berufenen gesetzlichen beruflichen Vertretung auf 
Enthebung der von dieser entsendeten 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) zu entsprechen, 
wenn der Antrag aus dem Grunde der Neuwahl in die 
betreffende gesetzliche berufliche Vertretung innerhalb 
von sechs Monaten nach der Neuwahl gestellt wird. In 
diesem Fall entfällt die Anhörung der zu enthebenden 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter). 

(6\ Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers 
gleichzei t ig auch Mitgl ieo eines d[lderen 
Verwaltungskörpers beim VersiCherungsträger (§ 203 
Abs. 2), so erstreckt sich die Enthebung auch auf das 
Amt im anderen Verwaltungskörper. 

(7) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in 
Kenntnis zu setzen, die die entsendeberechtigte Stelle 
zur Entsendung eines neuen VersicherUngsvertreters 
(Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(8) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines 
VersicherUngsvertreters (Stellvertreters) von seinem Amt 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine Aufhebung der 
Entscheidung über die Enthebung eines 
Versicherungsvertreters (Stellvertreters) wirkt nicht 
zurück. 

Pflichten und Haftung der 
VersicherUngsvertreter 

§ 201. Die Mitglieder der VerwaltungSkörper des 
VersicherUngsträgers habeo bei der Ausübung ihres Amtes 
die Gesetze der Republik Osterreich, die Satzungen des 
VersicherUngsträgers und die darauf beruhenden sonstigen 
Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur 
AmtsverschWiegenheit sowie zur gewissenhaften und 
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Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters 
* (Stellvertreters) gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 und 3 

ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben und 
gleichzeitig die zur Entsendung berufene Stelle zu 

* verständigen. Dem vom Obmann oder vom Vorsitzenden der 
* Kontrollversammlung Enthobenen steht das Recht der 

Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach 
Zustellung des Beschlusses über die Enthebung beim 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde einzubringen. Dieser entscheidet 
endgültig. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde hat dem Antrag einer zur Entsendung 
berufenen gesetzlichen beruflichen Vertretung auf 
Enthebung der von dieser entsendeten 
VersicherUngsvertreter (Stellvertreter) zu entsprechen, 
wenn der Antrag aus dem Grunde der Neuwahl in die 
betreffende gesetzliche berufliche Vertretung innerhalb 
von sechs Monaten nach der Neuwahl gestellt wird. In 
diesem Fall entfällt die Anhörung der zu enthebenden 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter). 

(6) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers 
glpich7P-itiq auch Mitglied eines anderen 
Verwa 1 t ungskör per s be i m ver s i cneruny;, t r d\oJt::f (§ 203 
Abs. 2), so erstreckt sich die Enthebung auch auf das 
Amt im anderen Verwaltungskörper. 

(7) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in 
Kenntnis zu setzen, die die entsendeberechtigte Stelle 
zur Entsendung eines neuen Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(8) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines 
Versicherungsvertreters (Stellvertreters) von seinem Amt 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine Aufhebung der 
Entscheidung über die Enthebung eines 
VersicherUngsvertreters (Stellvertreters) wirkt nicht 
zurück. 

Pflichten und Haftung der 
VersicherUngsvertreter 

§ 201. Die Mitglieder der Verwaltungskörper des 
Versicherungsträgers habeo bei der Ausübung ihres Amtes 

* die Gesetze der Republik Osterreich, die Satzung des 
Versicherungsträgers und die darauf beruhenden sonstigen 
Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur 
Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und 
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unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie 
haften unbeschadet der Bestimmungen des 
Amtshaftungsgesetzes für jeden Schaden, der dem 
Versicherungsträger aus der Vernachlässigung ihrer 
Pflichten erwächst. Der Versicherungsträger kann auf 
Ansprüche aus der Haftung nur mit Genehmigung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde verzichten. Macht der 
Versicherungsträger trotz mangelnder Genehmigung die 
Haftung nicht geltend, so kann der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde die Haftung an 
Stelle und auf Kosten des VerSicherungsträgers geltend 
machen. 

Amtsdauer 

§ 202. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt 
jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der Amtsdauer hat der 
alte Verwaltungskörper die Geschäfte so lange 
weiterzuführen, bis der neue Verwaltungskörper 
zusamnentritt. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte 
durch den alten Verwaltungskörper zählt auf die 
fünf jährige Amtsdauer des neuen VerwaltungSkörpers. 

Zusamrrlensetzung der Verwaltungskörper 

§ 203. (1) Die Zahl der VerSicherungsvertreter 
beträgt: 

1. n der Hauptversammlung .............. . 
2. mVorstand .......................... . 
3. m Überwachungsausschuß .............. . 
4. n jedem Landesstellenausschuß ....... . 

120, 
30, 
12, 
10. 

_ (2) Die Mitglieder des Vorstandes, des 
Uberwachungsausschusses und der Landesstellenauschüsse 
sowie die VerSicherungsvertreter iln Pensionsausschuß (in 
den Pensionsausschüssen) und im Rehabilitationsausschuß 
gehören gleichzeitig der Hauptversammlung an. Ihre Zahl 
ist auf die Zahl der Versicherungsvertreter in der 
Hauptversammlung ~n der Gruppe anzurechnen, der sie im 
Vorstand bzw. im Uberwachungsausschuß, 
Landesstellenausschuß oder Pensionsausschuß bzw. 
Rehabilitationsausschuß angehören. Die Vorsitzenden der 
Landesstellenausschüsse sind gleichzeitig Mitglieder des 
Vorstandes. 

* 
* 
* 
* 
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unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie 
haften unbeschadet der Bestimmungen des 
Amtshaftungsgesetzes für jeden Schaden, der dem 
VerSicherungsträger aus der Vernachlässigung ihrer 
Pflichten erwächst. Der Versicherungsträger kann auf 
Ansprüche aus der Haftung nur mit Genehmigung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde verzichten. Macht der 
Versicherungsträger trotz mangelnder Genehmigung die 
Haftung nicht geltend, so kann der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde die Haftung an 
Stelle und auf Kosten des Versicherungsträgers geltend 
machen. 

Amtsdauer 

§ 202. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt 
jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der Amtsdauer hat der 
alte Verwaltungskörper die Geschäfte so lange 
weiterzuführen, bis der neue VerwaltungSkörper 
zusammentritt. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte 
durch den alten Verwaltungskörper zählt auf die 
fünf jährige Amtsdauer des neuen Verwaltungskörpers. 

Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 203. (1) Die Zahl der VerSicherungsvertreter 
beträgt: 

1. n der Generalversammlung ............ . 
2. mVorstand .......................... . 
3. n der Kontrollversammlung ........... . 

60, 
14, 
9. 

* (2) Die Mitglieder des Vorstandes gehören 
* gleichzeitig der Generalversammlung an. Ihre Zahl ist 
* auf die Zahl der Versicherungsvertreter in der 
* Generalversalnmlung in der Gruppe anzurechnen, der sie im 
* Vorstand angehören. 
* 
* 
* 
* * 
* 
* 

(3) Der Pensionsausschuß (bei Errichtung mehrerer * 
Pensionsausschüsse jeder Pensionsausschuß) sowie der * 
Rehabilitationsausschuß bestehen aus zwei Vertretern der * 
Versicherten, die weder dem Vorstand noch den * 

SEITE 11 SEITE 11 

354/M
E

 X
V

III. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
53 von 75

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



GSVG-Geltende Fassung 

Landesstellenausschüssen angehören dürfen, und einern vom 
Obmann für alle oder für jeweils im vorhinein 
festgelegte Angelegenheiten des Ausschusses bestimmten 
Bediensteten des Versicherungsträgers. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 204. (1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung und im 
Vorstand hat der vom Vorstand auf dessen Amtsdauer 
gewählte Obmann zu führen. Der Obmann muß der Anstalt 
nicht als Versicherter angehören. 

(2) Gleichzeitig mit dem Obmann sind zwei 
Stellvertreter zu wählen. Die Bestimmung des zweiten 
Satzes des Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Den Vorsitzenden des Überwachungsausschusses hat 
der Ausschuß aus seiner Mitte zu wählen. Gleichzeitig 
ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. 

(4) Die Landesstellenausschüsse haben aus ihrer Mitte 
die Vorsitzenden zu wählen. Gleichzeitig sind zwei 
Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. Die Wahl kann 
auf einen Stellvertreter des Vorsitzenden beschränkt 
werden, wenn die Erfüllung der Geschäftsführungsaufgaben 
(§ 210) auch im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden 
und seines Stellvertreters sichergestellt wird. 

(5) Die gewählten Vorsitzenden von Verwaltungskörpern 
und ihre Stellvertreter sind ab dem Zeitpunkt, für den 
sie gewählt wurden, zur Ausübung ihrer Funktionen 
berechtigt, sobald sie die Annahme ihrer Wahl dem zur 
Wahl berufenen Verwaltungskörper ausdrücklich erklärt 
haben. 

(6) Scheidet der Vorsitzende (Stellvertreter des 
Vorsitzenden) eines Verwaltungskörpers infolge einer 
Enthebung von seinem Amt als Versicherungsvertreter 
(§ 200) aus und tritt nachträglich die Entscheidung über 
diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem 
gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer 
bereits erfolgten Wahl seines Nachfolgers und es ist 
neuerlich eine entsprechende Wahl durchzuführen. 

* 
* 
* 
* 

* 
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Vorsitz in den Verwaltungskörpern 
§ 204. (1) Den Vorsitz im Vorstand und in der 

* Generalversammlung hat der vom Vorstand auf dessen Amtsdauer 

* * gewählte Obmann zu führen. Der Obmann ist aus der Mitte des 

: Vorstandes zu wählen. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit 

* aller Versicherungsvertreter im Vorstand erforderlich. 

(2) Im Anschluß an die Wahl des Obmannes sind für diesen aus 

:der Mitte des Vorstandes zwei Stellvertreter zu wählen. 

* 
* 

* 
* * 
* * 
* 
* 
* * 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

(3) Den Vorsitzenden der Kontrollversammlung hat die 
Versamnlung aus ihrer Mitte zu wählen. Im Anscl,luß daran 
ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. 

(4) Der gewählte Obmann und der Vorsitzende der 
Kontrollversammlung sowie ihre Stellvertreter sind, wenn 
sie die Annahme der Wahl dem zur Wahl berufenen 
Verwaltungskörper ausdrücklich erklärt haben, sofort 
oder ab einem anläßlich der Wahl vom Verwaltungskörper 
festgelegten Zeitpunkt zur Ausübung ihrer Funktion 
berechtigt. 

(5) Scheidet ein Vorsitzender (Stellvertreter) eines 

Verwaltungskörpers in folge einer Enthebung von seinem Amt als 

Versicherungsvertreter (§ 200) aus und tritt nachträglich die 

Entscheidung Uber diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit 

dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer bereits 

erfolgten Wahl seines Nachfolgers und es ist neuerlich eine 

entsprechende Wahl durchzuführen. 

(7) Den Vorsitz im Pensionsausschuß und im * 
Rehabilitationsausschuß hat abwechselnd einer der beiden * 
Vertreter der VersiCherten zu führen. * 
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Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 205. Der Obmann, die Vorsitzenden des 
Überwachungsausschusses sowie der 
Landesstellenausschüsse und deren Stellvertreter sind 
von der Aufsichtsbehörde, die übrigen 
VerSicherungsvertreter vom Obmann bzw. vom vorläufigen 
Verwalter anzugeloben und dabei nachweislich auf ihre 
Pflichten gemäß § 201 hinzuweisen. 

ABSCHN I TT I I I 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben der Hauptversammlung 

§ 206. (1) Die Hauptversamnlung hat jährl ich 
mindestens einmal zusammenzutreten. Sie ist vom Vorstand 
einzuberufen. Ihr ist jedenfalls vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag 
(Haushaltsplan) ; 

2. die Beschlußfassung über den aus dem 
Rechnungsabschluß und den statistischen Nachweisungen 
bestehenden Jahresbericht des Vorstandes und über die 
Entlastung des Vorstandes sowie der ständigen Ausschüsse 
gemäß § 225 Abs. 2; 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen 
an den Unterstützungsfonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren 
Änderung; 

5. die Entscheidung über die Verfolgung von 
Ansprüchen, die dem Versicherungsträger gegen Mitglieder 
der Verwaltungskörper aus deren Amtsführung erwachsen, 
und die Bestellung der zur Verfolgung dieser Ansprüche 
Beauftragten. 

(2) Über die im Abs. 1 Z. 2 und 4 genannten 
Gegenstände kann nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß gefaßt 
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Angelobung der Versicherungsvertreter 

* § 205. Der Obmann und der Vorsitzende der 
* Kontrollversammlung sowie deren Stellvertreter sind von 
* der Aufsichtsbehörde, die übrigen Versicherungsvertreter 
* vOln Obmann bzw. vom vorläufigen Verwalter anzugeloben 
* und dabei nachweislich auf ihre Pflichten gemäß § 201 
* hinzuweisen. 
* 

ABSCHN I TT I II 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

* Aufgaben der Generalverswnnlung 

* § 206. (1) Die Generalversammlung hat jährl ich 
mindestens einmal zusammenzutreten. Sie ist vom Vorstand 

* einzuberufen. Ihr ist vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag 
(Haushaltsplan); 

2. die Beschlußfassung über den aus dem 
* Rechnungsabschluß und den Statistischen Nachweisungen 
* bestehenden Jahresbericht des Vorstandes und über dessen 
* Entlastung; 
* 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen 
an den Unterstützungsfonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren 
Änderung; 

5. die Entscheidung über die VerfOlgung von 
Ansprüchen, die dem Versicherungsträger gegen Mitglieder 
der Verwaltungskörper aus deren Amtsführung erwachsen, 
und die Bestellung der zur Verfolgung dieser Ansprüche 

* Beauftragten; 

* 6. die Beschlußfassung über die Zahl der Mitglieder 
* des Beirates und deren Bestellung. 

* (2) Über die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten 
Gegenstände kann nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß gefaßt 
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werden. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde kann eine vorläufige Verfügung treffen, 
wenn innerhalb einer von ihm festgesetzten Frist ein 
gültiger B~sChluß der Hauptversammlung über die Satzung 
und deren Anderung nicht zustande kommt. Die vorläufige 
Verfügung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, sobald ein 
gesetzmäßiger gültiger Beschluß der Hauptversammlung 
über die Satzung bzw. deren Anderung gefaßt und dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht worden ist. Bei 
Ablehnung der Entlastung hat der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde zu entscheiden. 

Aufgaben des Vorstandes und seiner Ausschüsse 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die GeschäftsfÜhrung, 
soweit diese nicht durch Gesetz oder Satzung anderen 
Verwaltungskörpern (ständigen Ausschüssen) zugewiesen 
ist. Er kann unbeschadet seiner eigenen 
Verantwortlichkeit und der Bestimmung des Abs. 2 
einzelne seiner Obliegenheiten engeren Ausschüssen oder 
dem Obmann (Obmannstellvertreter), ebenso die Besorgung 
bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro des 
VersiCherUngstragers übertragen. 

(2) Der Vorstand hat den VersicherUngsträger im 
Rahmen seiner Geschäftsbefugnisse gerichtlich und 
außergerichtlich zu vertreten; insoweit hat er die 
Stellung eines gesetzlichen Vertreters. 

(3) Die Satzung hat zu bestimnen. inwieweit die 
Vorsitzenden und andere Versicherungsvertreter in den 
geschäftsführenden Verwaltungskörpern den 
Versicherungsträger vertreten können. 

GSVG-Vorgeschlagene Fassung 

* werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine vorläufige 
* Verfügung treffen, wenn innerhalb einer von ihr 
* festgesetzten Frist ein gÜltiger Beschluß der .. * Generalversammlung über die Satzung und deren Anderung 
* nicht zustande kommt. Die vorläufige Verfügung der 
* Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, sobald ein 
* gesetzmäßiger gültiger Beschlwß der Generalversammlung 
* über die Satzung bzw. deren Anderung gefaßt und der 
* Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht worden ist. Bei 
* Ablehnung der Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu 
* entscheiden. 
* 
* 

* Aufgaben des Vorstandes und Vertretung 
* des Versicherungsträgers 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die GeschäftsfÜhrUng, 
* soweit diese nicht durch das Gesetz der * Generalversammlung zugewiesen ist, sowie die * gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des 
* Versicherungsträgers. Er kann unbeschadet seiner eigenen 
* Verantwortlichkeit Ausschüsse aus Mitgliedern 
* (Stellvertretern) der geschäftsführenden * V~rwaltungskörper einsetzen und diesen einzelne seiner 
* Obliegenheiten übertragen. Darüber hinaus kann er 
* einzelne seiner Obliegenheiten dem Obmann und die * Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro 
* deS Versicherungsträgers übertragen. 

* (2) Der Vorstand hat für die Besorgung der Aufgaben 
* der Landesstellen (§ 195 Abs. 3) unbeschadet seiner 
* eigenen Verantwortlichkeit für jede Landesstelle einen 
* Ausschuß aus Mitgliedern (Stellvertretern) der 
* geschäftsführenden Verwaltungskörper einzusetzen und 
* diesem einzelne seiner Obliegenheiten zu übertragen. 
* Dabei darf die am 31. Dezember 1993 für Landesstellen 
* bestehende sachliche Zuständigkeit nicht erweitert 
* werden. Er hat für diesen Ausschuß einen Vorsitzenden 
* aus seiner Mitte zu bestimmen. Diesem kann er einzelne seiner 

* 
* 

Obliegenheiten Gbertragen. 

* (3) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die 
* Vertretung des Versicherungsträgers einem Ausschuß oder 
* dem Obmann übertragen hat, genügt zum Nachweis der 
* Vertretungsbefugnis eine Bescheinigung der 
* Aufsichtsbehörde. 

(4) Zum Nachweis der Vertretungsbefugnis genügt eine * 
Bescheinigung des Bundesministers für Arbeit und * 
Soziales als Aufsichtsbehörde. * 
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Aufgaben des Überwachungsausschusses 

§ 208. (1) Der Überwachungsausschuß ist berufen, die 
gesamte Gebarung des Versicherungsträgers ständig zu 
überwachen, zu diesem Zweck insbesondere die Buch- und 
Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu überprüfen, 
über seine Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die 
entsprechenden Anträge zu stellen. 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte des 
Versicherungsträgers sind verpflichtet, dem 
Überwachungsausschuß alle Aufklärungen zu geben und alle 
Belege und Behelfe vorzulegen, gie er zur Ausübung 
seiner Tätigkeit benötigt. Dem Uberwachungsausschuß ist 
vor der Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Der Überwachungsausschuß ist berechtigt, an den 
Sitzungen des Vorstandes durch drei Vertreter mit 
beratender Stimme teilzunehmen. Er ist deshalb von jeder 
Vorstandssitzung ebenso in Kenntnis zu setzen wie die 
Mitglieder des Vorstandes; in gleicher Weise ist er auch 
mit den den Vorstandsmitgliedern etwa zur Verfügung 
gestellten Behelfen (Tagesordnung, Ausweisen, Berichten 
und anderen Behelfen) zu beteilen. Das gleiche Recht 
steht dem Vorstand hinsichtlich der Sitzungen des 
Überwachungsausschusses zu. 

(4) Auf Begehren des Vorstandes hat der 
Überwachungsausschuß seine Anträge samt deren Begründung 
dem Vorstand auch schriftlich ausgefertigt zu übergeben. 
Der Überwachungsausschuß ist berechtigt, seine 
Ausführungen binnen drei Tagen nach der durch den 
Vorstand erfolgten Beschlußfassung zu ergänzen. Handelt 
es sich um Beschlüsse des Vorstandes, die zu ihrem 
VOllzug der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales als Aufsichtsbehörde bedürfen, so hat er 
dem Ansuchen um Ecteilung dieser Genehmigung die 
Ausführungen des Uberwachungsausschusses beizuschließen. 

(5) Der Überwachungsausschuß kann mit 
Zweidrittelmehrheit die Einberufung einer 
außerordentlichen Hauptversammlung beschließen. Der 
Obmann ist verpflichtet, einen solchen Beschluß des 
Überwachungsausschusses ohne Verzug zu vollziehen. 

SEITE 15 
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* Aufgaben der Kontrollversammlung 

* § 208. (1) Die Kontrollversammlung ist berufen: die 
gesamte Gebarung des Versicherungsträgers ständig zu 
überwachen, zu diesem Zweck insbesondere die Buch- und 
Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu überprüfen, 

* über ihre Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die 
* entsprechenden Anträge an den Vorstand zu stellen. 
* Insbesondere hat sie den Antrag auf Genehmigung des 
* Rechnungsabschlusses und Entlastung des Vorstandes in 
* der Generalversammlung zu stellen. 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte des 
* Versicherungsträgers sind verpflichtet, der 
* Kontrollversammlung alle Aufklärungen zu geben und alle 
* Belege und Behelfe vorzulegen, die sie zur Ausübung 
* ihrer Tätigkeit benötigt. Der Kontr'ollversammlung ist 

vor der Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

* (3) Die Kontrollversammlung ist berechtigt, an den 
* Sitzungen der Generalversammlung durch drei Vertreter, 
* an den Sitzungen des Vorstandes durch einen Vertreter 
* mit beratender Stimme teilzunehmen. Sie ist deshalb von 
* jeder Sitzung der Generalversammlung oder des Vorstandes 
* ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren Mitglieder; in 
* gleicher Weise ist sie auch mit den den Mitgliedern der 
* Generalversammlung oder des Vorstandes etwa zur 
* Verfügung gestellten Behelfen (Tagesordnung, Ausweisen, 
* Berichten und anderen Behelfen) zu beteilen. Das gleiche 
* Recht steht der Generalversammlung oder dem Vorstand 
* hinsichtlich der Sitzungen der Kontrollversammlung zu. 

* (4) Anträge der Kontrollversammlung sind vom Vorstand 
* innerhalb einer angemessenen Frist zu behandeln. Auf 
* Begehren des Vorstandes hat die Kontrollversammlung ihre 
* Anträge samt deren Begründung diesem Vorstand auch 
* schriftlich ausgefertigt zu übergeben. Die 
* Kontrollversammlung ist berechtigt, ihre AusfÜhrungen 
* binnen drei Tagen nach der durch den Vorstand erfolgten 
* Beschlußfassung zu ergänzen. 
* 
* 
* 
* (5) In den Fällen des Abs. 4 kann die 
* Kontrollversammlung mit Zweidrittelmehrheit die 
* Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung 
* verlangen. Der Obmann ist verpflichtet, einen solchen 
* Beschluß der Kontrollversammlung ohne Verzug zu 
* vollziehen. 
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(6) Beschließt die Hauptversammlung ungeachtet eines 
Antrages des Überwachungsausschusses auf Verfolgung von 
Ansprüchen gegen Mitglieder des Vorstandes von einer 
Verfolgung abzusehen, so hat der Überwachungsausschuß 
hievon den Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen. Dieser kann in 
einem solchen Fall auf Antrag des 
Überwachungsausschusses dessen Vorsitzenden beauftragen, 
die Verfolgung namens des Versicherungsträgers 
einzuleiten. 

Gemeinsame Aufgaben des Vorstandes und des 
Überwachungsausschusses; Aufgaben des 

erweiterten Vorstandes 

§ 209. (1) In nachstehenden Angelegenheiten hat der 
Vorstand im Einverständnis mit dem Überwachungsausschuß 
vorzugehen: 

1. bei der dauernden Veranlagung von 
Vermögensbeständen, insbesondere bei der Erwerbung, 
Belastung oder Veräußerung von Liegenschaften; 

2. bei der Errichtung von Gebäuden, die Zwecken der 
Verwaltung, der Krankenbehandlung, der Anstaltspflege, 
der Jugendlichen- und Vorsorge(Gesunden)untersuchungen, 
der Rehabilitation, der Maßnahmen zur Festigung der 
Gesundheit, der Krankheitsverhütung oder der 
GesundheitsvorSorge dienen sollen sowie bei der 
Schaffung von derartigen Zwecken dienenden Einrichtungen 
in eigenen oder fremden Gebäuden; das gleiche gilt auch 
für die Erweiterung von Gebäuden oder Einrichtungen, 
soweit es sich nicht nur um die Erhaltungs- oder 
Instandsetzungsarbeiten oder um die Erneuerung des 
Inventars handelt; 

3. bei der Bestellung, Kündigung und Entlassung des 

SE ITE 16 
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* (6) Beschließt die Generalversammlung ungeachtet 
* eines Antrages der Kontrollversammlung auf Verfolgung 
* von Ansprüchen gegen Mitglieder des Vorstandes von einer 
* Verfolgung abzusehen, so hat die Kontrollversammlung 
* hievon die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen. Diese 
* kann in einem solchen Falle auf Antrag der * Kontrollversammlung dessen Vorsitzenden beauftragen, die 
* Verfolgung namens des Versicherungsträgers einzuleiten. 

* 
* 
* Zustimmung der Kontrollversammlung 

* 
* 
* § 209. (1) In folgenden Angelegenheiten bedürfen 
* Beschlüsse des Vorstandes zu ihrer Wirksamkeit der 
* Zustimmung der Kontrollversammlung: 

* 1. die Beschlußfassung über Veränderungen im Bestand 
* von Liegenschaften, insbesondere über die Erwerbung, 
* Belastung oder Veräußerung von Liegenschaften, ferner 
* über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden; das 
* gleiche gilt bei der Schaffung von Einrichtungen in 
* eigenAn oder fremden Gebäuden, die Zwecken der 
* Verwaltung, der Krankenbehandlung, der lahnbehandlung, 
* der Anstaltspflege, der Jugendlichen- und 
* Vorsorge(Gesunden)untersuchungen, der Rehabilitation, 
* der Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit, der 
* Krankheitsverhütung oder der Gesundheitsvorsorge dienen 
* sollen, sowie für Umbauten von Gebäuden, wenn damit eine 
* Änderung des Verwendungszweckes verbunden ist; 
* Erhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten oder die 
* Erneuerung des Inventars fallen nicht darunter, sofern 
* sie nicht mit diesen Vorhaben in einem ursächlichen 
* Zusammenhang stehen; 

* 2. die Beschlußfassung über eine Beteiligung an 
* fremden Einrichtungen gemäß § 15 Abs. 2; 
* 
* 
* 
* * 
* 
* 
* 
* 
* 
* 3. die Beschlußfassung über die Bestellung, 
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leitenden Angestellten und des leitenden Arztes sowie 
deren ständiger Stellvertreter; . 

4. bei der Regelung der dienst-, besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Verhältnisse der Bediensteten und 
bei der Systemisierung von Dienststellen; , 

5. beim Abschluß von Verträgen mit den im Dritten 
Teil des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 
bezeichneten und sonstigen Vertragspartnern, wenn diese 
Verträge eine wesentliche dauernde Belastung des 
VerSicherungsträgers herbeiführen; 

6. bei der Erstellung von Richtlinien für den 
Unterstützungsfonds (§ 44). 

(2) Kommt ein Einverständnis in den im Abs. 1 
bezeichneten Angelegenheiten nicht zustande, so ist 
oierüber in gemeinsamer Sitzung des Vorstandes und des 
Uberwachungsausschusses, bei der der Obmann den Vorsitz 
führt (erweiterter Vorstand), Beschluß zu fassen. Für 
die Gültigkeit eines solchen Beschlusses ist die 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stirnmen 
er forder 1 ich. 

(3) Kommt ein gültiger Beschluß des erweiterten 
Vorstandes gemäß Abs. 2 nicht zustande, so hat der 
Obmann den Sachverhalt unter Anschluß der erforderlichen 
Unterlagen dem Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger mitzuteilen. Der Hauptverban~ 
hat das Einvernehmen mit dem Versicherungsträger' . 
herzustellen, um eine gültige Beschlußfassung im Bereich 
des Versicherungsträgers herbeizuführen. Kommt eine . 
solche auch auf diese Weise nicht zustande, so kann der 
Obmann, wenn wichtige Interessen des 
Versicherungsträgers gefährdet erscheinen, die 
Angelegenheit dem Bundesminister für Arbeit und Soziales 
zur Entscheidung vorlegen. Ein vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales genehmigter B~schluß des Vorstanq~s 
ist zu vollziehen, auch wenn der Uberwachungsausschuß 
nicht zugestimmt hat oder wenn ein gültiger Beschluß des 
erwei terten Vorstandes nicht zustande gekorrmen ist. . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann * 
in den im Abs. 1 Z. 3 bis 5 bezeichneten Angelegenheiten * 
eine vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb einer * 
von ihm festgesetzten Frist gültige einverständliche" * 
Beschlüsse des Vorstandes und des * 
Überwachungsausschusses oder ein gültiger Beschluß des * 
erweiterten Vorstandes nicht zustande kommen. § 206 * 
Abs. 2 vorletzter Satz ist entsprechend anzuwenden. * 
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Kündig~nQ und Entlassung des leitenden Angestellten und 
des lß~tßnpen Arztes sowie deren ständigen 
Stellv~rtfeter; 

4, qi§ Erstellung von Dienstpostenplänen; 

5. q~r Abschluß von Verträgen mit den im Sechsten 
Teil des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
bezei~hneten und sonstigen Vertragspartnern, wenn diese 
Verträge eine wesentliche dauernde Belastung des 
Versich@F~ngsträgers herbeiführen; 

6. die Erlassung von Richtlinien gemäß § 44 Abs. 4 
über die Verwendung der Mittel des Unterstützungsfonds. 

(2) Stirrmt die Kontrollversammlung in den in Abs. 1 
bezeichneten Angelegenheiten dem Beschluß des Vorstandes 
nicht zu, SO hat eine außerordentliche 
Generalversqrrmlung hierüber zu beschließen und diesen 
BesctjlLJß oer Kontrollversammlung zu seiner Wirksamkeit 
zur' Zustimm4rg vorzulegen. Die außerordentliche 
Generalys.rsqlj'lT1lung ist innerhalb einer angemessenen 
Frist vom qbm~nn einzuberufen. 

(3) Stimmt die Kontrollversammlung auch dem Beschluß 
der aljßer,gfpentlichen Generalversammlung gemäß Abs. 2 
nicht zLj, 59 h~t sie die Angelegenheit dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales zur Entscheidung 
vorzuleg~n. Oieser hat diesen Beschluß der 
außerord~ntlichen Generalversammlung entweder zu 
bestätigen oder aufzuheben. Ein bestätigter Beschluß der 
außerordsntlichen Generalversammlung ist zu vollziehen. 
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Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

§ 210. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt die 
Geschäftsführung hinsichtlich der den Landesstellen 
zugewiesenen Aufgaben. Der Landesstellenausschuß kann 
unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit einzelne 
seiner Obliegenheiten engeren Ausschüssen oder dem 
Vorsitzenden (seinem Stellvertreter), ebenso die 
Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro 
der Landesstelle übertragen. 

(2) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer 
GeschäftsfÜhrung an die Beschlüsse des Vorstandes 
gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der genannten 
Ausschüsse aufheben oder abändern. 

(3) Das Nähere über den Aufgabenbereich und die 
Beschlußfassung der Landesstellenausschüsse sowie über 
die Ausfertigung ihrer Beschlüsse hat die Satzung des 
Versicherungsträgers zu bestimmen. 

Aufgaben des Pensionsausschusses 
(der Pensionsausschüsse) 

§ 211. (1) Dem Pensionsausschuß (den 
Pensionsausschüssen) obliegt unbeschadet der 
Bestimmungen des § 212 die Feststellung der Leistungen 
der Pensionsversicherung sowie außerhalb des 
LeistungsfeststellUngsverfahrens auch die Feststellung 
von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung. 

(2) Der Pensionsausschuß (bei Errichtung mehrerer' 
Pensionsausschüsse jeder Pensionsausschuß) kann mit 
Zust irnmung des Obmannes des Versicherungsträgers 
beschließen, daß genau zu bezeichnende Gruppen von 
Entscheidungsfällen, sofern nicht der Obmann im 
Einzelfall auf der Entscheidung des Pensionsausschusses 
besteht, ohne seine Mitwirkung vom Versicherungsträger 
mit Bürobescheid entschieden werden. 
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* Sitzungen 

* § 210. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper sind 
* nichtöffentlich. Der Obmann kann zu allen Sitzungen der 
* geschäftsführenden Verwaltungskörper und ihrer 
* Ausschüsse auch die Teilnahme von Bediensteten des 
* Versicherungsträgers mit beratender Stilnme verfügen. 

* 
* 
* 
* (2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwaltungskörper 
* ist bei Anwesenheit eines Vorsitzenden und von 
* mindestens der Hälfte der Versicherungsvertreter 
* beschlußfähig. Der Vorsitzende zählt hiebei auf die 
* erforderliche Mindestzahl von anwesenden 
* Versicherungsvertretern. 

* (3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat auch 
* der Vorsitzende Stimmrecht, bei Stimmengleichheit gibt 
* seine Stimme den Ausschlag, sofern dieses Bundesgesetz 
* nichts anderes bestimmt. 

* (4) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers 
* gegen eine Rechtsvorschrift oder in einer wichtigen 
* Frage gegerl den Grundsatz der Zwcckmaßigkeit dpr 
* Gebarung, so hat der Vorsitzende ihre Durchführung 
* vorläufig aufzuschieben und unter gleichzeitiger Angabe 
* der Gründe für seine Vorgangsweise die Entscheidung der 
* Aufsichtsbehörde einzuholen. 

* Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen 

* 
* § 211. (1) An den Sitzungen der Generalversammlung und 
* des Vorstandes ist die Betriebsvertretung des 
* Versicherungsträgers mit zwei Vertretern mit beratender 
* Stimme teilnahmeberechtigt. 

* 
* 
* (2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, 
* BGB1. Nr. 22/1974, in Betracht kommende Organ der 
* Betriebsvertretung hat dem Obmann des * Versicherungsträgers die für die Teilnahme an den 
* Sitzungen der Verwaltungskörper vorgesehenen Vertreter 
* namhaft zu machen. Diese Vertreter sind von jeder 
* Sitzung des Verwaltungskörpers ebenso in Kenntnis zu 
* setzen wie die Mitglieder dieses Verwaltungskörpers; es 
* sind ihnen auch die diesen zur Verfügung gestellten 
* Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere 
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* Behelfe) z4 ü~erm1~t~~n, 

(3) Zur Gültigkeit von Beschlüssen des * 
Pensionsausschusses (der Pensionsausschüsse) ist * 
Einstimmigkeit erforderlich. * 

(4) Kommt kein einstimmiger Beschluß des * 
Pensionsausschusses zustande, so steht die Entscheidung * 
dem Vorstand des Versicherungsträgers zu, an den der * 
Verhandlungsakt unter Darlegung der abweichenden * 
Meinungen und ihrer Gründe abzutreten ist. * 

(5) Der Pensionsausschuß kann den Antrag auf * 
Einleitung von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge * 
stellen. Uber den Antrag entscheidet der Vorstand des * 
Versicherungsträgers. * 

(6) Das Nähere über den Aufgabenbereich und über die * 
Beschlußfassung des Pensionsausschusses (der * 
Pensionsausschüsse) sowie über die Ausfertigung seiner * 
(ihrer) Beschlüsse hat die Satzung des * 
Versicherungsträgers zu bestimmen. * 

Aufgaben des Rehabilitationsausschusses 

§ 212. (1) Dem Rehabilitationsausschuß (§ 196 Abs. 3) 
obliegt die Entscheidung über die Gewährung von 
Maßnahmen der Rehabilitation. Die Entscheidung soll auf 
der Grundlage eines Rehabilitationsplanes erfolgen und 
hat insbesondere die Art und die Dauer der Maßnahmen der 
Rehabilitation zu bezeichnen, von deren Gewährung die 
Erreichung des im § 157 angestrebten Zieles im 
Entscheidungsfall zu erwarten ist. Der 
Rehabilitationausschuß hat die DurChführung der 
gewährten Maßnahmen der Rehabilitation zu beobachten 
und, falls dies im Entscheidungsfall erforderlich ist, 
mit der zuständigen Einrichtung (Dienststelle) im Sinne 
des § 166 Abs. 2 bzw., falls der Behinderte bei einem 
anderen Krankenversicherungsträger versichert ist, mit 
diesem das Einvernehmen herzustellen. 

(2) § 211 Abs. 2 bis 6 gilt entsprechend. 
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~§§P:iNITT lIla 

Beirat 

Auf~apen des Beirates 

§ 212. (1) Der Versichßr~ngsträger hat zur Wahrnehmung 
sozialversi~h~~~ng§r~chtJ1~her Anliegen der Versicherten 
und der Leistungsbez1~hßr (§ 213) an seinem Sitz einen 
Beirat zu @f~fcnt~ri: " . . 

(2) Dßf ß@irat hat jährJich mindestens einmal 
zusammenzutreten. Er ist vom Vorsitzenden des Beirates 
einzuberuF~n: . 
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Sitzungen 

§ 213. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper sind 
nicht öffentlich. 

SE ITE 20 

* (3) Der Beirat kann unter Bedachtnahme auf die 
* Aufgaben des Versicherungsträgers 

* 1. in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung seine 
* Anhörung, 

* 2. von jedem geschäftsführenden Verwaltungskörper 
* des Versicherungsträgers Bericht über die Gründe seiner 
* Entscheidung in einer inhaltlich genau zu bezeichnenden 
* Angelegenheit 

* verlangen. 

* Über diese Gegenstände kann nur mit der absoluten 
* Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder des Beirates 
* Beschluß gefaßt werden. Der Obmann oder ein von ihm 
* bestirrmter Versicherungsvertreter und der leitende 
* Angestellte oder ein von ihm bestimmter Bediensteter 
* haben an den Sitzungen des Beirates mit beratender 
* Stimme teilzunehmen. Über die gemäß Z 2 gefaßten 
* Beschlüsse der geschäftsführenden Verwaltungskörper ist 
* innerhalb einer dem Gegenstand angemessenen Frist dem 
* Beirat zu berichten. 

* (4) Der Beirat kann zur Behandlung bestimmter 
* Gegenstände Ausschüsse bilden und diese mit der Vorlage 
* vun Ber ici-,ten oder vun BesLI-,lußcu,trägel-, <11-, den Beirat 
* betrauen. 

* (5) Das Nähere über die Sitzungen und die 
* Beschlußfassung hat die vom Beirat zu beschließende 
* Geschäftsordnung zu bestimmen. Für gie Beschlußfassung 
* der Geschäftsordnung und jede ihrer Anderungen gilt 
* Abs. 3 zweiter Satz. 

* 
* 
* 

Mitglieder des Beirates 

§ 213. (1) Der Beirat besteht aus Vertretern von 

* 1. Beziehern einer Pension aus den 
* Versicherungsfällen des Alters oder der dauernden 
* Erwerbsunfähigkeit, sofern sie auf Dauer aus dem 
* Erwerbsleben ausgeschieden sind, 

* 2. nach diesem Bundesgesetz Pflichtversicherten, 

* 3. Beziehern einer Leistung nach dem 
* Bundespflegegeldgesetz oder nach einer gleichartigen 
* landesgesetzlichen Vorschrift, sofern sie die 
* Voraussetzungen bezüglich der Altersgrenze für eine 
* Leistung aus einem der Versicherungsfälle des Alters 
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(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwaltungskörper, 
ausgenommen der Pensionsausschuß und der 
Rehabilitationausschuß, ist bei Anwesenheit eines 
Vorsitzenden und von mindestens der Hälfte der 
Versicherungsvertreter beschlußfähig; die 
Beschlußfähigkeit des Pensionsausschusses und des 
Rehabilitationsausschusses ist nur bei Anwesenheit aller 
Mitglieder gegeben. Gehört der Vorsitzende dem 
Verwaltungskörper als VerSicherungsvertreter an, so 
zählt er hiebei auf die erforderliche Mindestzahl von 
anwesenden Versicherungsvertretern. 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat auch 
der Vorsitzende Stimmrecht, bei Stimmengleichheit gibt 
seine Stimme den Ausschlag, sofern dieses Bundesgesetz 
nicht anderes bestimmt. 

(4) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers 
gegen Gesetz oder Satzung, so hat der Vorsitzende deren 
Durchführung vorläufig aufzuschieben und die 
Entscheidung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen 

* nicht erfüllen, 

* (2) Die Beiratsmitglieder müssen im Zeitpunkt ihrer 
* Bestellung das 19. Lebensjahr vollendet und ihren 
* Wohnsitz oder Betrjebssitz im Gebiet der Republik 
* Osterreich haben. Uberdies müssen sie zu diesem 
* Zeitpunkt dem Versicherungsträger als Leistungsbezieher 
* oder Pflichtversicherter angehören. 
* 
* 
* 
* 
* 
* (3) Versicherungsvertreter, Bedienstete eines 
* Versicherungsträgers und des Hauptverbandes sind von der 
* Bestellung als Beiratsmitglied ausgeschlossen. 
* 
* (4) § 197 Abs. 5 Z 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
* daß Reise- und Aufenthaltskosten höchstens viermal im 
* Kalenderjahr, beschränkt auf Sitzungen des Beirates 
* gemäß § 212 Abs. 2, gebühren. 
* 

* Pflichten der Beiratsmitglieder 

§ 214. (1) An den Sitzungen der Hauptversammlung, des * 
Vorstandes sowie der Landesstellenausschüsse und, soweit * 

§ 214. (1) Den Mitgliedern des Beirates obliegt es, 

Angelegenheiten zur Erörterung stehen, die Belange der * 
Bediensteten berühren, auch an den Sitzungen der * 
ständigen Ausschüsse (§ 225 Abs. 2), ist die * 
Betriebsvertretung des Versicherungsträgers mit zwei * 
Vertr'etern mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt. * 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, 
BGB1. Nr. 22/1974, in Betracht kommende Organ der 
Betriebsvertretung hat dem Obmann des 

SE ITE 21 

* 1. zum Zwecke der Information und Vertretung im 
* sozialversicherungsrechtlichen Bereich Verbindung zu 
* mbglichst vielen Mitgliedern jenes Personenkreises 
* aUfzunehmen, als dessen Vertreter sie bestellt worden 
* sind, und 

* 2. an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen und 
f dabei unter Bedachtnahme auf die Aufgaben des 
* Versicherungsträgers die sozialversicherungsrechtlichen 
* Interessen des von ihnen zu vertretenden Personenkreises 
* durch die Anregung von und die Teilnahme an darauf 
* abzielenden Erörterungen sowie die Einbringung 
* entsprechender Anträge an den Beirat wahrzunehmen. 

* >I; 

* 

(2) § 201 erster und zweiter Satz ist anzuwenden. 
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Versicherungsträgers die für die Teilnahme an den 
Sitzungen der Verwaltungskörper vorgesehenen Vertreter 
namhaft zu machen. Diese Vertreter sind von jeder 
Sitzung des Verwaltungskörpers ebenso in Kenntnis zu 
setzen, wie die Mitglieder dieses Verwaltungskörpers; 
sind ihnen auch die diesen zur Verfügung gestellten 
Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere 
Behelfe) zu übermitteln. 
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GSVG-Vorgeschlagene Fassung 

Bestellung der Beiratsmitglieder 

§ 214 a. (1) Die Mitglieder des Beirates werden über 
Vorschlag eines gemäß Abs. 2 in Betracrlt kommenden 
Vereins von der Generalversammlung des 
Versicherungsträgers für die Amtsdauer der 
Verwaltungskörper (§ 202) bestellt. Für jedes Mitglied 
des Beirates ist gleichzeitig mit dessen Bestellung auf 
dieselbe Art ein Stellvertreter zu bestellen. Bei der 
Bestellung der Beiratsmitglieder ist für jede der im 
Beirat vertretenen Gruppen im Verhältnis der Zahl der 
den Vereinen angehörenden Mitgliedern nach dem System 
d'Hondt vorzugehen und nach Möglichkeit auf regionale, 
betriebliche oder wirtschaftliche Interessen der Gruppen 
Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Vorschlagsrecht steht verelnefl zu, die sictl 
beim Versicherungsträger angemeldet haben und der 
Generalversammlung glaubhaft machen, daß sie durch die 
Zahl ihrer Mitglieder und durch die Qualität ihrer 
Vereinstätigkeit die Interessen des von ihnen 
vertretenen Personenkreises wirksam vertreten können. 
Sofern sie diese Voraussetzungen erfüllen, stehen 
Vorschlagsrechte insbesondere folgenden Vereinen zu: 

1. Hinsichtlich der Vertreter von Pensionsbeziehern 
jenen Vereinen, zu deren Vereinszwecken die Wahrnehmung 
oder Förderung der Interessen von Pensionsbeziehern 
gehört, 

2. hinsichtlich der Vertreter von beim 
Versicherungsträger Pflichtversicherten jenen Vereinen, 
zu deren Vereinszwecken die Wahrnehmung oder Förderung 
der Interessen auch solcher Versicherter gehört, 

3. hinsichtlich der Vertreter der im § 213 Abs. 
Z 3 genannten Leistungsbezieher jenen Vereinen, die von 
ihrer Tätigkeit her dazu geeignet erscheinen, die 
Interessen dieses Personenkreises wahrzunehmen oder 
zumindest wirksam zu fördern. 

(3) Die Bestellungsvorschläge sind spätestens am Tag 
vor Beginn einer neuen Amtsdauer zugleich mit dem 
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* Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 2 beim 
* Versicherungsträger einzubringen. 

* Enthebung von Beiratsmitgliedern (Stellvertretern) 

* § 214 b. (1) Ein Mitglied des Beirates 
* (Stellvertreter) ist von seinem Amt zu entheben, wenn 
* einer der im § 213 Abs. 2 und 3 bezeichneten 
* Ausscoließungsgründe nach der Bestellung eingetreten 
* ist. Uberdies findet § 200 Abs. 1 Z 1 bis 4 Anwendung. 

* (2) Die Enthebung des Vorsitzenden des Beirates steht 
* der Generalversammlung, die Enthebung der sonstigen 
* Mitglieder (Stellvertreter) des Beirates dem Vorstand 
* zu. 

* Zusammensetzung des Beirates 

* § 214 c. (1) Die Generalversammlung hat unter 
* Berücksichtigung des sachlichen und örtlichen 
* Wirkungskreises des Versicherungsträgers die Zahl der 
* Mitglieder des Beirates festzusetzen; sie muß durch 
* sechs teilbar sein. 

* (2) Die Mitglieder des Beirates setzen sich zusammen 
* zu 

* 
* 
* 
* 
* 
* 

1 . zwei Sechsteln aus Vertretern der 
Z bezeiChneten Gruppen, 

2. drei Sechsteln aus Vertretern der 
Z 2 bezeichneten Gruppe, 

3. einem Sechstel aus Vertretern der 
Z 3 bezeichneten Gruppe. 

im § 213 Abs. 

im § 213 Abs. 

im § 213 Abs. 

* Vorsitz im Beirat, Sitzungen 

* § 214 d. (1) Den Vorsitz im Beirat hat der vom Beirat 
* aus seiner Mitte und für dessen Amtsdauer gewählte 
* Vorsitzende zu führen. Gleichzeitig ist auf dieselbe Art 
* ein Stellvertreter zu wählen. Der Vorsitzende hat 
* unbeschadet des Abs. 2 zu den Sitzungen einzuberufen. 

* (2) Die erstmalige Sitzung des Beirates ist vom 
* Obmann des Versicherungsträgers einzuberufen. Er hat 
* dabei auf die Wahl des Vorsitzenden des Beirates 
* hinzuwirken. Bis zu dessen Wahl hat seine Obliegenheiten 
* der Obmann wahrzunehmen. 
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* (3) Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffentlich. 
* Der ordnungsgemäß einberufene Beirat ist bei Anwesenheit 
* des Vorsitzenden und von mindestens zwei Drittel seiner 
* Mitglieder beschlußfähig. 

* (4) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom 
* Versicherungsträger zu führen. 

Rechnungsabschluß und Nachweisungen RechnUngsabschluß und Nachweisungen 

§ 216. (1) bis (4) unverändert. § 216. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Der Versicherungsträger hat die von der 
Hauptversammlung beschlossene Erfolgsrechnung binnen 
vier Monaten nach der Beschlußfassung in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des 
Versicherungsträgers sind zinsbringend anzulegen. Sie 
dürfen unbeschadet der Bestimmungen des § 219 nur 
angelegt werden: 

1. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. 

(3) Im übrigen kann eine von den Vorschriften des 
Abs. 1 und 2 abweichende Veranlagungsart nur für jeden 
einzelnen Fall gesondert vom Bundesminister für Arbeit 
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen gestattet werden. 

Genehmigung der Veränderungen 
von Vermögensbeständen 

§ 219. Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Veränderungen im Bestand von Liegenschaften, 
insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung von Liegenschaften, ferner über die 

SE !TE 24 

(5) Der Versicherungsträger hat die von der 
* Generalversammlung beschlossene ~rfolgsrechnung binnen 

vier Monaten nach der Beschlußfassung in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des 
Versicherungsträgers sind zinsbringend anzulegen. Sie 

* dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 219 nur angelegt 
* werden: 

1. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. 

* (3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von den 
* Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichende 
* Vermögensanlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
* Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
* im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. 
* Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete 
* Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch durch 
* gemeinsame Gruppenmerkmale gekennzeichnete und 
* voraussichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein; 
* letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerkmale (zB 
* die Art und die sonstigen näheren Umstände der 
* beabsichtigten Vermögensanlagen, insbesondere auch der 
* vorzusehende Mindestertrag) im Beschlußwortlaut 
* festzulegen. 

Genehmigung der Veränderungen 
von Vermögensbeständen 

§ 219. Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Veränderungen im Bestand von Liegenschaften, 
insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung von Liegenschaften, ferner über die 
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Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen 
Zustimmung des Hauptverbandes gemäß § 31 Abs. 6 1 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - zu 
Wirksamkeit der Genehmigung des Bundesministers f 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für einen 
Umbau von Gebäuden, wenn damit eine Änderung des 
Verwendungs zweckes (§ 31 Abs. 6 lit. a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) verbunden ist. 

- nach 
t. a 
hrer 
r' 

ABSCHNITT V 

Aufsicht des Bundes 

Aufsichtsbehörde 

§ 220. (1) Der Versicherungsträger samt seinen 
Anstalten und Einrichtungen unterliegt der Aufsicht des 
Bundes. Die Aufsicht ist vom Bundesminister für Arbeit 
und Soziales auszuüben. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann 
bestilllnte Bedienstete des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für 
Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper des 
Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes entsenden. Den mit 
der Ausübung der Aufsicht (mit der Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes) betrauten 
Bediensteten können Aufwandsentschädigungen gewährt 
werden, deren Höhe der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen festzusetzen hat. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen 
Beschlüsse eines Verwaltungskörpers, die gegen Gesetz 
oder Satzung verstoßen. der Vertreter des 
Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, die die 
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Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen - nacll 
* Zustimmung des Hauptverbandes gemäß § 31 Abs. 8 1 t. a 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes - zu hrer 
Wirksamkeit der Genehmigung des Bundesministers·f r 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 

* Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für 
* Umbauten von Gebäuden, wenn damit eine Änderung des 
* Verwendungs zweckes verbunden ist. Erhaltungs- oder 
* Instandsetzungsarbeiten oder die Erneuerung des 
* Inventars, sofern sie nicht mit diesen Vorhaben in einem 
* ursächlichen Zusammenhang stehen, fallen nicht darunter. 

ABSCHNITT V 

Aufsicht des Bundes 

Aufsichtsbehörde 

§ 220. (1) Der VerSicherungsträger samt seinen 
Anstalten und Einrichtungen unterliegf der Aufsicht des 
Bundes. Die Aufsicht ist vom Bundesminister für Arbeit 
und Soziales auszuüben. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann 
bestimnte Bedienstete des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für 
Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper des 
VerSicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der 
finanziellen Interessen des Bundes entsenden. Den mit 

* der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung der 
* finanziellen Interessen des Bundes betrauten 
* Bediensteten (deren Stellvertretern) sind 
* Aufwandsentschädigungen zu gewähren. deren HÖhe 60 vH 
* der niedrigsten Funktionsgebühr (§ 197 Abs. 5) des 
* Vorsitzenden (des Stellvertreters des Vorsitzenden) der 
* Kontrollver'sarrmlung des beaufsicht igten 
* VerSicherungsträgers entspricht. Bei metlrfacher 
* Aufsichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach dem 
* Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem 
* Bauern-Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken­
* und Unfallversicherungsgesetz oder dem 
* Notarversicherungsgesetz 1972 gebührt nur eine, und zwar 
* die jeweils höhere Aufwandsentschädigung. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen 
* Beschlüsse eines VerwaltungSkörpers, die gegen eine 
* Rechtsvorschrift verstoßen, der Vertreter des 
* Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, welche 
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finanziellen Interessen des Bundes berühren, Einspruch 
mit aufschiebender Wirkung erheben. Der Vorsitzende hat 
die Durchführung des Beschlusses, gegen den Einspruch 
erhoben worden ist, vorläufig aufzuschieben und die 
Entscheidung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde, bei einem Einspruch des Vertreters 
des Bundesministers für Finanzen die Entscheidung des 
Bunde~ninisters für Arbeit und Soziales, die dieser im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu 
treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 221. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde hat die Gebarung des 
Versicherungsträgers dahin zu überwachen, daß Gesetz und 
Satzung sowie die darauf beruhenden sonstigen 
Rechtsvorschriften beachtet werden. Er kann seine 
Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er 
soll sich in diesem Fall auf wichtige Fragen beschränken 
und in das Eigenleben und die Selbstverantwortung des 
Versicherungsträgers nicht unnötig eingreifen. Die 
Aufsichtsbehörde kann in AUSÜbung des Aufsichtsrechtes 
Beschlüsse der Verwaltungskörper aufheben. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde und dem Bundesminister für Finanzen 
sind auf Verlangen alle Bücher, Rechnungen, Belege, 
Urkunden, Wertpapiere, Schriften und sonstige Bestände 
vorzulegen und alle zur Ausübung des Aufsichtsrechtes 
geforderten Mitteilungen zu machen; alle Verlautbarungen 
sind den Bundesministern für Arbeit und Soziales und für 
Finanzen unverzüg"lich zur Kenntnis zu bringen. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales kann die Satzung 
und Krankenordnung jederzeit überprüfen und Änderungen 
solcher Bestimmungen verlangen, die mit dem Gesetz in 
Widerspruch stehen oder dem Zwecke der Versicherung 
zuwiderlaufen. Wird diesem Verlangen nicht binnen drei 
Monaten entsprochen, so kann er die erforderlichen 
Verfügungen von Amts wegen treffen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß die 
Verwaltungskörper mit einer bestimmten Tagesordnung zu 
Sitzungen einberufen werden. Wird dem nicht entsprochen, 
so kann er die Sitzungen selbst anberaumen und die 
Verhandlungen leiten. Er kann zu allen Sitzungen 
Vertreter entsenden, denen beratende Stimne zukommt. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales, der mit der 
Aufsicht betraute Bedienstete der Aufsichtsbehörde und 
der Vertreter des Bundesministers für Finanzen sind von 
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* die finanziellen Interessen des Bundes berühren, 
* Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. Der 
* Vorsitzende hat die Durchführung des Beschlusses, gegen 
* den Einspruch erhoben worden ist, vorläufig * aufzuschieben und die Entscheidung des Bundesministers 
* für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde, bei einem 
* Einspruch des Vertreters des Bundesministers für * Finanzen die Entscheidung des Bundesministers für Arbeit 
* und Soziales, die dieser im Einvernehmen mit dem 
* Bundesminister für Finanzen zu treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 221. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde hat die Gebarung des 

* Versicherungsträgers ständig zu überwachen und dabei 
* darauf hinzuwirken, daß im Zuge dieser Gebarung nicht 
* gegen Rechtsvorschriften verstoßen wird. Er kann seine 

Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er 
* soll sich in diesem Falle auf wichtige Fragen 
* beschränken und in das Eigenleben und die * Selbstverantwortung des Versicherungsträgers nicht 
* unnötig eingreifen. Die Aufsichtsbehörde kann in 
* AUSÜbung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
* Vprwaltungskhrper aufheben. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde und dem Bundesminister für Finanzen 
sind auf Verlangen alle Bücher, Rechnungen, Belege, 
Urkunden, Wertpapiere, Schriften und sonstige Bestände 
vorzulegen und alle zur Ausübung des Aufsichtsrechtes 
geforderten Mitteilungen zu machen; alle Verlautbarungen 
sind den Bundesministern für Arbeit und Soziales und für 
Finanzen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales kann gie Satzung 
und Krankenordnung jederzeit überprüfen und Anderungen 
solcller Bestimmungen verlangen, die mit dem Gesetz in 
Widerspruch stehen oder dem Zwecke der Versicherung 
zuwiderlaufen. Wird diesem Verlangen nicht binnen drei 
Monaten entsprochen, so kann er die erforderlichen 
Verfügungen von Amts wegen treffen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß die 
Ver'wa 1 t ungskörper mi t einer bes ti mnten Tagesordnung zu 
Sitzungen einberufen werden. Wird dem nicht entsprochen, 
so kann er die Sitzungen selbst anberaumen und die 
Verhandlungen leiten. Er kann zu allen Sitzungen 
Vertreter entsenden, denen beratende Stimme zukommt. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales, der mit der 
Aufsicht betraute Bedienstete der Aufsichtsbehörde und 
der Vertreter des Bundesministers für Finanzen sind von 
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jeder Sitzung der VerwaltungSkörper ebenso in Kenntnis 
zu setzen wie die Mitglieder dieser Verwaltungskörper; 
es sind ihnen auch die diesen zur Verfügung gestellten 
Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere 
Behelfe) zu übermitteln. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde und der Bundesminister für Finanzen, 
letzterer zur Wahrung der finanziellen Interessen des 
Bundes, sind berechtigt, den Versicherungsträger 
amtlichen Untersuchungen zu unterziehen, wobei sie sich 
der Mitwirkung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger sowie geeigneter 
Sachverständiger bedienen können. 

Entscheidungsbefugnis 

§ 222. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde hat unbeschadet der Rechte Dritter bei 
Streit über Rechte und Pflichten der Verwaltungskörper 
und deren Mitglieder sowie über die Auslegung der 
Satzung zu entscheiden. 

Vorläufiger Verwalter 

§ 223. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die 
Verwaltungskörper, wenn sie ungeachtet zweimaliger 
schriftlicher Verwarnung gesetzliche oder satzungsmäßige 
Bestimmungen außer Acht lassen, aufzulösen und die 
vorläufige Geschäftsführung und Vertretung vorübergehend 
einem vorläufigen Verwalter zu übertragen. Diesem ist 
ein Beirat zur Seite zu stellen, der aus Vertretern der 
Versicherten bestehen soll und dessen Aufgaben und 
Befugnisse vom Bundesminister für Arbeit und Soziales 
bestimmt werden; die Vorschriften der §§ 197 Abs. 2 
bis 7 und 205 sind auf die Mitglieder des Beirates 
entsprechend anzuwenden. Der vorläufige Verwalter hat 
binnen ach t Wochen vom Ze it punk t se i ner' Bes t e 11 ung an 
die nötigen Verfügungen wegen Neubestellung des 
Verwaltungskörpers nach den Vorschriften des § 198 zu 
treffen. Ihm obliegt die erstmalige Einberufung der 
Verwaltungskörper. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 über die AUflösung 
eines VerwaltungSkörpers und die Übertragung der 
vorläufigen Geschäftsführung und Vertretung auf einen 
vorläufigen Verwalter sind entsprechend anzuwenden, 
solange und soweit ein Verwaltungskörper die ihm 
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jeder Sitzung der Verwaltungskörper ebenso in Kenntnis 
zu setzen wie die Mitglieder dieser Verwaltungskörper; 
es sind ihnen auch die diesen zur Verfügung gestellten 
Behelfe (TageSordnung, Ausweise, Berichte und andere 
Behelfe) zu übermitteln. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
AufSichtsbehörde und der Bundesminister für Finanzen, 
letzterer zur Wahrung der finanziellen Interessen des 
Bundes, sind berechtigt, den VersiCherungsträger 
amtlichen Untersuchungen zu unterziehen, wobei sie sich 

* bei Untersuchungen des VerSiCherungsträgers der 
* Mitwirkung des Hauptverbandes der österreiChischen 
* Sozialversicherungsträger sowie geeigneter 
* Sachverständiger bedienen können. 

Entscheidungsbefugnis 

§ 222. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
* Aufsichtsbehörde hat vorbehaltlich der gesetzliChen 
* Bestimmungen über die Zuständigkeit anderer Stellen und 
* unbeschadet der Rechte Dritter bei Streit über Rechte 
* und Pflichten der Verwaltungskbrper und deren Mitglieder 
* sowie über die AUSlegung der Satzung zu entscheiden. 

Vorläufiger Verwalter 

§ 223. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die 
Verwaltungskbrper, wenn sie ungeaChtet zweimaliger 
schriftlicher Verwarnung gesetzliChe oder satzungsmäßige 
Bestimmungen außer Acht lassen, aufzulösen und die 
vorläufige Geschäftsführung und Vertretung vorübergehend 
einem vorläufigen Verwalter zu Übertragen. Diesem ist 
ein Beirat zur Seite zu stellen, der aus Vertretern der 
Versicherten bestehen soll und dessen Aufgaben und 
Befugnisse vom Bundesminister für Arbeit und Soziales 
bestimmt werden; die Vorschriften der §§ 197 Abs. 2 

* bis 6 und 205 sind auf die Mitglieder des Beirates 
entsprechend anzuwenden. Der vorläufige Verwalter hat 
binnen acht Wochen vom Zeitpunkt seiner Bestellung an 
die nötigen Verfügungen wegen NeUbestellung des 
Verwaltungskörpers nach den Vorschriften des § 198 zu 
treffen. Ihm obliegt die erstmalige Einberufung der 
Verwaltungskbrper. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 über die Auflösung 
eines Verwaltungskörpers und die Übertragung der 
vorläufigen GeSChäftsführung und Vertretung auf einen 
vorläufigen Verwalter sind entspreChend anzuwenden, 
solange und soweit ein Verwaltungskörper die ihm 
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obliegenden Geschäfte nicht ausführt. 

(3) Verfügungen des vorläufigen Verwalters, die über 
den Rahmen laufender Geschäftsführung hinausgehen, wie 
insbesondere derartige Verfügungen über die dauernde 
Anlage von Vermögensbeständen im Werte von mehr als 
200.000 S, über den Abschluß von Verträgen, die den 
Versicherungsträger für länger als sechs ~onate 
verpflichten, und über den Abschluß, die Anderung oder 
Auflösung von Dienstverträgen mit einer Kündigungsfrist 
von mehr als drei Monaten oder von unkündbaren 
Dienstverträgen bedürfen der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde. 

Kosten der Aufsicht 

§ 224. Die Kosten der vom Bundesminister für Arbeit 
und Soziales als Aufsichtsbehörde angeordneten Maßnahmen 
belasten den Versicherungsträger. Zur Deckung der durch 
die Aufsicht erwachsenden sonstigen Kosten hat der 
Versicherungsträger durch Entrichtung einer 
Aufsichtsgebühr beizutragen. Deren HÖhe hat der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des 
'v'8r S i erler ungs t r ägel S Zu b65 t ~ .. linert. 

ABSCHNITT VI 

Satzung und Krankenordnung 

Satzung 

§ 225. (1) Die Satzung hat auf Grund der Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes, soweit dies nicht der Regelung 
durch die Krankenordnung überl~ssen ist, die Tätigkeit 
des Versicherungsträgers zu regeln und insbesondere 
Bestimmungen über NaChstehendes zu enthalten: 

1. über die Vertretung des Versicherungsträgers nach 
außen; 

2. über die Form der Kundmachungen und 
rechtsverbindlichen Akte; 

3. über die GeschäftsfÜhrung der VerwaltungSkörper. 

(2) Die Satzung kann bestimmen, daß Außenstellen des 
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obliegenden Geschäfte nicht ausführt. 

(3) Verfügungen des vorläufigen Verwalters, die über 
den Rahmen laufender Geschäftsführung hinausgehen, wie 
insbesondere derartige Verfügungen über die dauernde 
Anlage von Vermögensbeständen im Werte von mehr als 
200 000 S, über den Abschluß von Verträgen, die den 
Versicherungsträger für länger als sechs Monate 
verpflichten, und über den Abschluß, die Änderung oder 
Auflösung von Dienstverträgen mit einer Kündigungsfrist 
von mehr als drei Monaten oder von unkündbaren 
Dienstverträgen bedürfen der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde. 

Kosten der Aufsicht 

§ 224. Die Kosten der vom Bundesminister für Arbeit 
und Soziales als Aufsichtsbehörde angeordneten Maßnahmen 
belasten den Versicherungsträger. Zur DeCkung der durch 
die Aufsicht erwachsenden sonstigen Kosten hat der 
Versicherungsträger durch Entrichtung einer 
Aufsichtsgebühr beizutragen. Deren Höhe hat der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des 
\v'G'('s~che'('~ng:.,!:'('jge'('s zu bc::;t~:T'IIrr:cr;. 

ABSCHNITT VI 

Satzung, Krankenordnung und Geschäftsordnungen 

Satzung 

* § 225. (1) Die Satzung hat, soweit dies gesetzlich 
* vorgesehen und nicht der Regelung durch die 
* Krankenordnung überlassen ist, die Tätigkeit des 
* Versicherungsträgers zu regeln und insbesondere 
* Bestimmungen zu enthalten: 

* 1. über Rechte und Pflichten der Versicherten 
* (Anspruchsberechtigten) sowie der Beitragsschuldner; 

2. über die Form der Kundmachungen und 
rechtsverbindlichen Akte; 

* 3. über die Zahl der Mitglieder des Beirates und 
* deren Bestellung. 

* (2) Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann 
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Büros errichtet werden, soweit eine im Verhältnis zu den 
Versicherten örtlich nahe Verwaltung zweckmäßig ist. Die 
Satzung hat in diesem Falle auch den Aufgabenkreis und 
die Sprengel dieser Außenstellen festzusetzen. Die 
Satzung kann überdies, wenn es vom Standpunkt der 
Verwaltungsökonomie gerechtfertigt erscheint, auch die 
Errichtung ständiger Ausschüsse vorsehen; sie hat hiebei 
auch den Wirkungskreis, die Geschäftsführung und die 
Beschlußfassung eines jeden derartigen Ausschusses zu 
bestimmen. 

(3) Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann 
vorgesehen werden, daß Angelegenheiten, die in den 
Wirkungsbereich der Hauptversammlung, des Vorstandes 
oder eines durch die Satzung errichteten ständigen 
Ausschusses fallen, bei Gefahr im Verzug zur Abwendung 
eines dem Versicherungsträger drohenden Schadens bzw. 
zur Sicherung eines dem Versicherungsträger entgehenden 
Vorteiles vorläufig durch Verfügung des Obmannes zu 
regeln sind, wenn der in Betracht kommende 
Verwaltungskörper nicht re.chtzeitig zusammentreten kann. 
Die Verfügungen sind im Einvernehmen mit den 
Stellver,retern des Obmannes zu treffen, bei ihrer 
Abwesenheit oder ihrer Verhinderung auch ohne deren 
Mitwirkung. Der Obmann hat in derartigen Fällen vom 
zuständigen Verwaltungskörper die nachträgliche 
Genehmigung einzuholen. 

(4) In Angelegenheiten, die in den Wirkungskreis des 
Landesstellenausschusses fallen, gilt Abs. 3 
entsprechend mit der Maßgabe, daß die dort bezeichneten 
Befugnisse des Obmannes dem Vorsitzenden des 
betreffenden Verwaltungskörpers zustehen. 

Krankenordnung 

§ 226. Der Versicherungsträger hat eine Krankenordnung 
aufzustellen, die insbesondere das Verhalten der 
Versicherten und der Leistungsempfänger im 
Leistungsfalle, das Verfahren bei Inanspruconahme von 
Leistungen der Krankenversicherung und die Uberwachung 
der Kranken zu regeln hat. 
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~ vorgesehen werden, daß Angelegenheiten, die in den 
~ Wirkungsbereich der Generalversammlung oder' des 
* Vorstandes fallen, bei Gefahr im Verzug zur Abwendung 
* eines dem Versicherungsträger drohenden S~hadens. bzw. 
* zur Sicherung eines dem Versicherungsträger entgehenden 
* Vorteiles vorläufig durch Verfügung des Obmannes des 
* Versicherungsträgers zu regeln sind, wenn der in 
* Betracl,t kommende Verwaltungskörper nicht rechtzeitig 
* zusammentreten kann. Die Verfügungen sind im 
* Einvernehmen mit den Stellvertretern des Obmannes zu 
* treffen, bei ihrer Abwesenheit oder ihrer Verhinderung 
* auch ohne deren Mitwirkung. Der Obmann hat in 
* derartigen Fällen vom zuständigen Verwaltungskbrper die 
* nachträgliche Genehmigung einzuholen. 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

Krankenordnung 

§ 226. Der Versicherungsträger hat eine Krankenordnung 
* aufzustellen, die insbesondere die Pflichten der 

Versicherten und der Leistungsempfänger im 
Leistungsfalle, das Verfahren bei Inanspruchnahme von 

* Leistungen der Krankenversicherung und die Kontrolle der 
* Kranken zu regeln hat. § 227 Abs. 1 ist anzuwenden. 
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Genehmigungspflicht 

§ 227. Die Satzung und jede jhrer Änderungen sowie die 
Krankenordnung und jede ihrer Anderungen bedürfen der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
und sind binnen vier Monaten nach der Genehmigung in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

SE ITE 30 
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Genehmigungspflicht 

* § 227. Die Satzung und jede ihrer Änderungen bedürfen 
* zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den 
* Bundesminister für Arbeit und Soziales und sind binnen 
* vier Monaten nach der Genehmigung in der Fachzeitschrift 
* "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. Am Beginn der 
* Amtsdauer (§ 202) einer jeden Generalversammlung ist die 
* Satzung unverzüglich neu zu beschließen, zur Genehmigung 
* vorzulegen und binnen vier Monaten nach der Genehmigung 
* in der Fachzeitscllrift "Soziale Sicherheit" zu 
* verlautbaren. 

* Geschäftsordnungen der Verwaltungskörper 

* § 227 a. (1) Die einzelnen Verwaltungskörper des 
* Versicherungsträgers haben zur Regelung der 
* Vorgangsweise bei der Wahrnehmung der ihnen obliegenden 
* Geschäfte für ihre jeweiligen Zuständigkeitsbereiche 
* Geschäftsordnungen zu beschließen, die insbesondere 
* nähere Bestimmungen über die ordnungsgemäße Einberufung 
* und Abwicklung der Sitzungen (Verhandlungsleitung, 
* Berichterstattung, Antragsrechte, ProtOkollfÜhrung usw.) 
* zu enthalten haben. 

* (2) Die GeschäftsordnUngen der VerwaltungSkörper und 
* jede ihrer Anderungen sind innerhalb von vier Wochen 
* nach der Beschlußfassung dem Bundesminister für Arbeit 
* und Soziales als Aufsichtsbehörde gesondert zur Kenntnis 
* zu bringen. 

* (3) Die Geschäftsordnung des Vorstandes hat einen 
* Anhang zu enthalten, in dem Zeitpunkt und Wortlaut der 
* Beschlüsse dieses VerwaltungSkörpers anzuführen sind, 
* mit denen dieser einzelne seiner Obliegenheiten 
* Ausschüssen oder dem Obmann oder die Besorgung 
* bestilnmter laufender Angelegenheiten dem Büro des 
* Versicherungsträgers übertragen hat. Dieser Anhang ist 
* in seiner jeweils gÜltigen Form unverzüglich allen 
* Versicherungsvertretern und dem Vorsitzenden des 
* Beirates des Versicherungsträgers sowie dem 
* Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
* Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen und außerdem in 
* der Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu 
* verlautbaren. 
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ABSCHNITT VI I I 

Bedienstete 

§ 230. (1) Die dienst-, besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Verhältnisse für die Bediensteten 
des Versicherungsträgers sind durch privatrectltliche 
Verträge zu regeln. In begründeten Fällen können im 
Dienstvertrag von den Richtlinien (§ 31 Abs. 3 Z 3 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) abweichende 
Vereinbarungen getroffen werden. Solche Dienstverträge 
sind als Sonderverträge zu bezeichnen und nur dann 
gültig, wenn sie schriftlich abgeschlossen werden und 
der Hauptverband vor dem Abschluß schriftlich zugestimmt 
hat. Der Versicherungsträger hat unter Rücksichtnahme 
auf seine wirtschaftliche Lage die Zahl der Dienstposten 
auf das unumgängliche Maß einzuschränken und darnach für 
seinen Bereich einen Dienstpostenplan zu erstellen. 

(2) Die Bediensteten des Versicherungsträgers 
unterstehen dienstlich dem Vorstand. Der Obmann ist 
berechtigt, nach Maßgabe der dienstrechtlichen 
Bestimmungen eine einstweilige Enthebung vom Dienste zu 
verfügen. 

(3) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt 
des VerSicherungsträgers dürfen erst nach vorher 
eingeholter Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales bestellt und entlassen werden. Das gleiche 
gilt für die leitenden Angestellten und leitenden Ärzte 
der Landesstellen. 

(4) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem Obmann 
durch Handschlag zu geloben, die Gesetze der Republik 
Österreich unverbrüchlich zu beachten, sich mit ganzer 
Kraft dem Dienst zu widmen, seine Dienstobliegenheiten 
gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu 
erfüllen, jederzeit auf die Wahrung der öffentlichen 
Interessen bedacht zu sein, die dienstlichen Anordnungen 
seiner Vorgesetzten zu befolgen, das Dienstgeheimnis 
treu zu bewahren und bei seinem Verhalten im und außer 
Dienst sich seiner Stellung angemessen zu betragen. Über 
die Pflichtenangelobung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen, die der Bedienstete zu unterzeichnen hat. 
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ABSCHNITT VI I I 

Bedienstete 

§ 230. (1) Die dienst-, besoldungs- und 
* pensionsrechtlichen Verhältnisse sind für die 
* Bediensteten des Versicherungsträgers durch 
* privatrechtliche Verträge zu regeln. In begründeten 
* Fällen können im Dienstvertrag von den Dienstordnungen 
* (§ 31 Abs. 3 Z 9 des Allgemeinen 
* Sozialversicherungsgesetzes) abweichende Vereinbarungen, 
* ausgenommen solche über die Höhe einer Leitungszulage, 
* getroffen werden. Der Abschluß solcher Vereinbarungen 
* obliegt dem Vorstand; eine Ubertragung dieser 
* Obliegenheit ist nicht zUlässig. Dienstverträge mit 
* solchen Vereinbarungen sind als Sonderverträge zu 
* bezeichnen und nur dann gültig, wenn sie schriftlich 
* abgeschlossen werden und der Hauptverband vor dem 
* Abschluß schriftlich zugestimmt hat. Der 
* Versicherungsträger hat unter Rücksichtnahme auf seine 
* wirtschaftliche Lage die Zahl der Dienstposten auf das 
* unumgängliche Maß einzuschränken und dar nach für seinen 
* Bereich einen Dienstpostenplan zu erstellen. 

(2) Die Bediensteten des Versicherungsträgers 
unterstehen dienstlich dem Vorstand. Der Obmann ist 
berechtigt, nach Maßgabe der dienstrechtlichen 
Bestimmungen eine einstweilige Enthebung vom Dienste zu 
verfügen. 

(3) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt 
des Versicherungsträgers dürfen erst nach vorher 
eingeholter Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 

* und Soziales bestellt und entlassen werden. 
* 
* 

(4) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem Obmann 
durch Handschlag zu geloben, die Gesetze der Republik 
Osterreich unverbrüchlich zu beachten, sich mit ganzer 
Kraft dem Dienst zu widmen, seine Dienstobliegenheiten 
gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu 
erfüllen, jederzeit auf die Wahrung der öffentlichen 
Interessen bedacht zu sein, die dienstlichen Anordnungen 
seiner Vorgesetzten zu befolgen, das Dienstgeheimnis 

* treu zu bewahren und bei seinem Verhalten in und außer 
* Dienst sich seiner Stellung angemessen zu betragen. Die 
* Angelobung der Bediensteten der Landesstellen kann vom 
* Obmann ejnem anderen Versicherungsvertreter übertragen 
* werden. Uber die Pflichtenangelobung ist eine 
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GSVG-Geltende Fassung 

Verschwiegenheitspflicht der Bediensteten 

§ 231. (1) Die Bediensteten haben über alle ihnen in 
Ausübung des Dienstes oder mit Beziehung auf ihre 
Stellung bekanntgewordenen Angelegenheiten, die im 
Interesse des Versicherungsträgers oder der Versicherten 
und ihrer Angehörigen Geheimhaltung erfordern oder ihnen 
ausdrücklich als vertraulich bezeichnet worden sind, 
gegen jedermann, dem sie über solche Angelegenheiten 
eine dienstliche Mitteilung zu machen nicht verpflichtet 
sind, Verschwiegenheit zu beobachten. 

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeichneten 
Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als ein 
Bediensteter für einen bestimmten Fall von der 
Verpflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnisses 
entbunden wurde. 

(3) Die Bediensteten sind an die 
Verschwiegenheitspflicht auch im Verhältnis außer 
Dienst, im Ruhestand sowie nach Auflösung des 
Dienstverhältnlss8s gebunden. 
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GSVG-Vorgeschlagene Fassung 

Niederschrift aufzunehmen, die der Bedienstete zu 
unterzeichnen hat. 

Verschwiegenheitspflicht der Bediensteten 

§ 231. (1) Die Bediensteten haben über alle ihnen in 
Ausübung des Dienstes oder mit Beziehung auf ihre 
Stellung bekanntgewordenen Angelegenheiten, die im 
Interesse des Versicherungsträgers oder der Versicherten 
und ihrer Angehörigen Geheimhaltung erfordern oder ihnen 
ausdrücklich als vertraulich bezeichnet worden sind, 
gegen jedermann, dem sie über solche Angelegenheiten 
eine dienstliche Mitteilung zu machen nicht verpflichtet 
sind, Verschwiegenheit zu beobachten. 

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeichneten 
Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als ein 
Bediensteter für einen bestimmten Fall von der 
Verpflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnisses 
entbunden wurde. 

(3) Die Bediensteten sind an die 
Verschwiegenheitspflicht auch im Verhältnis außer 
Dienst, im Ruhestand sowie nach Auflösung des 
Dienstverhältnisses gebunden. 

§ 260. (1) Die §§ 1 a, 34 Abs. 3 lit. b, 44 Abs. 4, 
die Abschnitte I bis 111 des Vierten Teiles (§§ 195 bis 
211), der Abschnitt 111 a des Vierten Teiles (§§ 212 bis 
214 d), die §§ 216 Abs. 5, 218 Abs. 1 und 3, 219, die 
Abschnitte V und VI des Vierten Teiles (§§ 220 bis 
227 a), der Abschnitt VIII des Vierten Teiles (§§ 230 
und 231) und § 260 Abs. 2 bis 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGB1. Nr. xxx/1993 treten mit 
1. Jänner 1994 in Kraft. 

(2) Die Amtsdauer der am 31. Dezember 1993 
bestehenden Verwaltungskörper verlängert sich bis zum 
Zusammentreten der Verwaltungskörper nach den am 
1. Jänner 1994 geltenden Vorschriften; die alten 
Verwaltungskörper haben die Geschäfte nach den am 
31. Dezember 1993 geltenden Bestimmungen zu führen. Die 
Entsendung der Versicherungsvertreter in die neuen 
Verwaltungskörper hat bis 31. März 1994 zu erfolgen. 

(3) Der Obmann, die Obmann-Stellvertreter sowie die 
Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stellvertreter der 
Überwachungsausschüsse und der Landesstellenausschüsse, 
die nach dem Ende der Amtsdauer der alten 
Verwaltungskörper (Abs. 2) weiterhin 
Versicherungsvertreter sind und mindestens fünf Jahre 
hindurch eine Funktion ausgeübt haben, haben weiterhin 
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GSVG-Geltende Fassung GSVG-Vorgeschlagene Fassung 

SEITE 33 

* Anspruch auf Anwartschaften (Pension) nach den 
* Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
* Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in 
* Geltung gestandenen Fassung. 

* (4) Die Bestimmungen des § 197 Abs. 5 in der' am 
* 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fassung und die 
* darauf beruhenden Rechtsvorschriften sind, soweit sie 
* sich auf Entschädigungsleistungen an ausgeschiedene 
* Funktionäre und deren Hinterbliebene beziehen, auf die 
* im Abs. 3 angeführten, aber aus ihrer Funktion bis 
* spätestens zum Ende der Amtsdauer der alten 
* Verwaltungskörper ausgeschiedenen Personen sowie deren 
* Hinterbliebene weiterhin anzuwenden. 
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